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Verfassungsfragen sind hierzulan-
de normalerweise Gegenstand 
akademischer Debatten, die in der 
Öffentlichkeit nur selten auf Wi-
derhall stoßen. »Das Grundgesetz 

steht bei mir schon lange im Fach Satire«, scherz-
te einst der Kabarettist Dietrich Kittner – und ob 
dieses wichtigste Gesetzbuch der Bundesrepublik 
tatsächlich eine Verfassung ist, wird auch gerne 
mal bestritten. Fakt ist jedenfalls, dass die deut-
sche Bevölkerung bis heute nie abstimmen durfte, 
ob sie mit dem Grundgesetz einverstanden ist. 
Die Herrschenden setzen sich über dessen Be-
stimmungen auch gerne mal hinweg. Schon 1963 
rechtfertigte der damalige Bundesinnenminister 
Hermann Höcherl (CSU) Verstöße des »Verfas-
sungsschutzes« mit den Worten: »Die Beamten 
können nicht den ganzen Tag mit dem Grundge-
setz unter dem Arm herumlaufen.«

In Venezuela ist das anders. Dort tragen viele 
Menschen tatsächlich das kleine blaue Buch 
mit den Grundrechten in der Hemdtasche bei 
sich. Es ist nicht ungewöhnlich, dass an einer 
Straßenecke über bestimmte rechtliche Fragen 
diskutiert wird – und die Kontrahenten prompt 
ihr Exemplar der Magna Charta aus der Tasche 
ziehen. Im Parlament halten sie sich Regie-
rungsanhänger und Oppositionelle gegenseitig 
vors Gesicht, wenn sie beim anderen einen Ver-
stoß dagegen vermuten.

Erbittert wird in Venezuela zur Zeit darum 
gestritten, ob die 1999 in einer Volksabstim-
mung angenommene Verfassung überarbeitet 
werden soll. Für Sonntag, 30. Juli, sind die 
Wahlen zur Constituyente, zur verfassungge-
benden Versammlung, angesetzt. Wie sie ablau-
fen und welche Arbeit die Gewählten zu leisten 
haben, wird emotional diskutiert und ist Anlass 

für Straßenschlachten und Demonstrationen. 
Gustavo Rodríguez hatte sich als Kandidat für 
die Wahlen angemeldet, seine Bewerbung wur-
de von der zuständigen Behörde jedoch zu-
rückgewiesen. Trotzdem setzt er sich für die 
Versammlung ein. Im Gespräch mit junge Welt 
erläutert er die Gründe dafür.

Verfassungsfragen sind Machtfragen, in La-
teinamerika ganz besonders. In Brasilien galt 
das Grundgesetz nach den Erfahrungen der 
Militärdiktatur (1964–1985) als Garant für 
die Demokratie – bis die obersten Richter die 
Festlegungen der Verfassung im vergangenen 
Jahr ignorierten und den Sturz von Präsidentin 
Dilma Rousseff auf der Grundlage erfunde-
ner Anschuldigungen zuließen. Ein Blick auf 
diese Entwicklungen wirft Peter Steiniger. In 
Chile gilt bis heute eine Verfassung, die zwar 
mehrfach reformiert wurde, in ihrem Kern aber 

immer noch auf die Diktatur von Augusto Pi-
nochet (1973–1990) zurückgeht. Seit Jahren 
gehen in dem südamerikanischen Land immer 
wieder Zehntausende auf die Straße, um eine 
verfassunggebende Versammlung zu fordern, 
durch die Chile neu begründet werden könnte. 
Lena Kreymann hat sich mit dieser Diskussion 
befasst.

Auftrieb bekamen die Bewegungen in Chile 
durch die Erfahrungen in Venezuela, Boli vien 
und Ecuador, wo ab 1999 neue Verfassungen 
unter breiter Beteiligung der Bevölkerung aus-
gearbeitet und verabschiedet wurden. Sie ent-
halten nun unter anderem soziale und politische 
Rechte, die oft über das hinausgehen, was etwa 
im deutschen Grundgesetz zu finden ist. Der 
baskische Universitätsprofessor Eneko Com-
pains Silva fasst die Geschichte dieser drei 
Prozesse zusammen.

Verfassungsfragen sind 
Machtfragen
In Venezuela wird am Sonntag die »Constituyente« gewählt. Anlass für einen genaueren Blick  
nach Lateinamerika. Von André Scheer
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Chilenische Studenten demonstrieren im Mai 2014 mit der »Wiphala«: Die Rechte der indigenen Bevölkerung wurden in Venezuela, Ecuador und Bolivien Bestandteil der neuen Verfassungen
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 Venezuelas damalige Außenmi-
nisterin Delcy Rodríguez for-
derte Ende Juni ihren chileni-
schen Amtskollegen Heraldo 

Muñoz auf, endlich dafür zu sorgen, dass 
die »Verfassung Pinochets« ersetzt werde. 
Zwar war dies in erster Linie eine scharfe 
Reaktion darauf, dass Muñoz eine Erklä-
rung gegen die in Venezuela geplante ver-
fassunggebende Versammlung, die Consti-
tuyente, unterstützt   hatte. 

 Völlig ohne Bezug zur Realität war die 
Aufforderung der venezolanischen Diplo-
matin, die inzwischen ihr Amt aufgegeben 
hat und selbst für die Constituyente in ihrem 
Heimatland kandidiert, aber nicht. Schließ-
lich hat die chilenische Präsidentin Michel-
le Bachelet bereits 2015 einen Prozess ge-
startet, um die während der Militärdiktatur 
(1973–1990) entstandene Verfassung zu 
ersetzen. Immer noch unterstützen die chi-
lenische Linke und soziale Bewegungen das 
Projekt, das im vergangenen Jahr in Bürger-
treffen diskutiert wurde. Scheitern könnte 
es jedoch an den Mehrheitsverhältnissen 
im Parlament. Sein Erfolg hängt maßgeb-
lich von den im November bevorstehenden 
Wahlen ab. 

 In einer Befragung hatten es die Chi-
lenen für wichtig erachtet, sich von den 
Elementen in der Verfassung zu verabschie-
den, die Relikte aus der Pinochet-Diktatur 
darstellen. Auch legten sie Wert auf den 
Schutz von Umwelt und Kulturgütern. Der 
Diktator hatte 1980 seine eigene Verfassung 
erlassen. Womit er nicht gerechnet hatte: 
Ein in dieser vorgeschriebenes Referendum 
über eine weitere Amtszeit verlor er 1988. 
Das leitete den als »Transition« bezeich-
neten Demokratisierungsprozess in Chile 
ein, in dessen Rahmen die Konstitution 
mehrfach überarbeitet wurde. Zuletzt hatte 
Bachelet 2005 eine umfangreichere Reform 
durchgesetzt. Dennoch basiert die Verfas-
sung in einigen Kernelementen immer noch 
auf dem Machwerk, mit dem der Diktator 
seine Macht und die seiner Unterstützer 
hatte sichern wollen. 

 Eine zentrale Rolle in der Diskussion um 
die Verfassung nimmt deshalb die Rolle der 
Streitkräfte ein, die 1973 den demokratisch 
gewählten Präsidenten Salvador Allende ge-
stürzt und die darauffolgende Diktatur ge-
tragen hatten. Bis 2005 hatten sie über den 
Nationalen Sicherheitsrat Mitspracherecht 
über Entlassungen und Ernennungen von 
Generälen oder die Ausrufung des Ausnah-
mezustands. Bis heute erhalten sie direkt 
Gelder aus dem Kupferbergbau und verfü-
gen über eine eigene Gerichtsbarkeit. In ei-
ner neuen Verfassung sollen sie nun endlich 
dem zivilen Staat unterstellt werden. 

 Auch die Forderung nach einer stär-
keren Verankerung der Menschenrechte 
hängt mit den noch wachen Erinnerungen 
an die Zeit der Diktatur zusammen, in der 
die Staatsgewalt Zehntausende folterte, er-
mordete und »verschwinden« ließ. 

 Unter den Rechten, die verfassungs-
rechtlich verankert werden sollen, sind den 
Chilenen auch die auf Gesundheit und Bil-
dung besonders wichtig. Gerade das Bil-
dungssystem bietet regelmäßig Konflikt-
potential: Schulen und Universitäten sind 
stark privatisiert, staatliche Einrichtungen 
unterfinanziert. Wer seinen Kindern eine 
gute Bildung zukommen lassen möchte, 
muss selbst dafür bezahlen. Bachelet steht 
in der Kritik, da sich trotz anderslautender 
Wahlversprechen seit ihrem Amtsantritt 
2014 nur wenig verändert hat. Studenten-
vertreter kritisieren eine Bildungsreform 
von 2016, da diese sich auf Formalitäten 
statt auf wesentliche Veränderungen kon-
zentriere. 

 Mit den Ergebnissen der Befragung sind 
viele inhaltliche Eckpunkte festgezogen 
und viele Fragen für den weiteren Verlauf 
aufgeworfen worden. Doch dass der ver-
fassunggebende Prozess tatsächlich einge-

leitet wird, ist damit noch lange nicht aus-
gemacht. Derzeit ist die Möglichkeit dazu 
gar nicht in der gültigen Verfassung selbst 
verankert. Bachelet legte deshalb im April 
einen Änderungsvorschlag für das 15. Ver-
fassungskapitel vor, durch den genau diese 
Möglichkeit eröffnet werden soll. 

 In der nächsten Legislaturperiode soll 
der Kongress per Zweidrittelmehrheit den 
verfassunggebenden Prozess initiieren und 
über das genaue Verfahren entscheiden 
können. Dabei stehen von einer Zwei-
kammerkommission bis zur Volksabstim-
mung mehrere Möglichkeiten offen. Der 
Reformprozess wird dabei auch von der 
Kommunistischen Partei Chiles (PCCh) 
unterstützt, die Teil des Regierungsbünd-
nisses ist. Die Anwältin Julia Urquieta, die 
sich in der PCCh mit Verfassungsfragen 
beschäftigt, verdeutlichte der Parteizei-
tung  El Siglo  zufolge auf einer Veranstal-
tung im Januar, dass die derzeitige Verfas-
sung viele soziale Reformen blockiere. Sie 
wies jedoch auch darauf hin, dass eine Ver-
fassungsnovelle bei den aktuellen Kräf-
teverhältnissen nur schwer durchzusetzen 
und die Überarbeitung des 15. Kapitels 
Voraussetzung für weitere Fortschritte sei. 

 Das Regierungsbündnis verfügt im Par-
lament nicht über eine Zweidrittelmehr-
heit. Wie es also mit dem Projekt weiter-
geht, hängt wesentlich von den Wahlen 
ab, die am 19. November stattfinden. Die 
Chilenen stimmen an diesem Tag sowohl 
über einen neuen Staatschef als auch über 
die Parlamentsabgeordneten ab. Doch die 
Präsidentin hat derzeit nur noch wenig 
Rückhalt in der Bevölkerung. Wie der la-
teinamerikanische Fernsehsender  Telesur 
 berichtete, sind 57 Prozent mit ihrer Re-
gierung unzufrieden. Dies ist nicht zu-
letzt darauf zurückzuführen, dass zahl-
reiche Wahlversprechen nicht eingehalten 
worden sind, vor allem im sozialen und 
im Bildungsbereich. Der Kandidat ihres 
Mitte-links-Bündnisses »Nueva Mayoría« 
(Neue Mehrheit), Alejandro Guillier, 
liefert sich in den Umfragen derzeit ein 
Kopf-an-Kopf-Rennen mit dem ehema-
ligen Präsidenten Sebastián Piñera, der 
als Vertreter des Rechtsbündnisses »Chile 
Vamos« ins Rennen geht. Daneben hat 
sich mit der »Frente Amplio« (Breite 
Front) ein weiteres Linksbündnis gegrün-
det, das beispielsweise Grüne und Piraten 
umfasst. 

 

Weg mit Pinochets Verfassung
Chiles Grundgesetz stammt noch aus der Zeit der Diktatur. Präsidentin 
Bachelet strebt eine grundlegende Reform an . Von   Lena Kreymann 

Frauenprotest: Chile-
ninnen verbrennen am 
25. November 2015 in 
Valparaiso symbolisch 
die noch aus der Dikta-
turzeit stammende Ver-
fassung ihres Landes
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Das sozialistische Kuba und seine Verbündeten in Lateinamerika

Hoffnungsträger der fortschrittlichen Welt!

Werden Sie Mitglied! Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba - Maybachstr. 159 - 50670 Köln - mehr Infos: www.fgbrdkuba.de

FG BRD-Kuba; Bank für Sozialwirtschaft, Köln:IBAN: DE96 3702 0500 0001 2369 00; BIC: BFSWDE33XXX - Spenden an die FG sind steuerlich absetzbar.

Wir stehen unverrückbar an ihrer Seite!

Die immer noch fortdauernden Destabilisierungsversuche von außen, Subversion, Blockade, die US-Besetzung des Marine-
stützpunktes in Guantánamo verurteilen wir, machen sie bekannt und dies gemeinsam mit Gleichgesinnten.

Unsere „CUBA LIBRE“ und „Cuba kompakt“ bringen aktuelle Informationen
aus und über Kuba und Lateinamerika.

Das eigene Erleben Kubas überzeugt unmittelbar und so vermitteln wir Interessierten die
Teilnahme an und Arbeit in Brigaden und auch inhaltlich politische Reisen nach Kuba.

Mit den im gemeinsamen Proyecto „Tamara Bunke“ von FG und SDAJ regelmässig organisierten
Studienaufenthalten auf Kuba sagen wir (nicht nur ganz) jungen, politisch interessierten Menschen

„Auf Cuba von Cuba lernen und darüber berichten!“

ANZEIGE

Lena Kreymann ist freie 
Autorin und schreibt 
regelmäßig in der jungen 
Welt über Lateinamerika.
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Die Amtsenthebung der legiti-
men Präsidentin Dilma Rous-
seff von der Arbeiterpartei 
(PT) im vergangenen Jahr 

markiert einen tiefen Einschnitt im poli-
tischen System Brasiliens. An die Stelle 
einer störanfälligen Balance ist ein Krieg 
der Institutionen getreten, in dem Teile 
des Justizapparates sich die Politik unter-
zuordnen versuchen und selbst nach der 
Macht im Staat greifen. 

Trotz der erreichten Fortschritte in der 
13jährigen Ära der PT-geführten Regie-
rungen ist der demokratische und soziale 
Rechtsstaat für große Teile der Bevöl-
kerung ohnehin Theorie geblieben. Der 
Reichtum des Landes ist noch immer ex-
trem ungleich verteilt, arm und schwarz 
sind quasi weiter synonym. Aus dieser 
Gruppe kommen auch die meisten Opfer 
im Drogenkrieg, der in den Metropolen 
wütet. Mehr als eine halbe Million Men-
schen, in der Mehrheit Afrobrasilianer, 
viele ohne Urteil, bevölkern erbärmliche 
Gefängnisse. Das koloniale Erbe lebt in 
halbfeudalen Verhältnissen weiter. 

Das in der Verfassung von 1988 fest-
geschriebene präsidentielle Regierungs-
system existiert zwar formal auch nach 
dem parlamentarischen Putsch vom Mai 
2016. Doch die Machtfrage wurde nicht 
auf Grundlage der Charta entschieden. 
Nicht Amtsvergehen bei der Erstellung 
des Haushalts waren der Grund für das 
gegen Rousseff betriebene Impeachment: 
Es handelte sich um ein Komplott allein 
mit dem Ziel, Brasilien einen Kurs auf-
zuzwingen, der an den Wahlurnen keine 
Mehrheit finden konnte. Nach der Nieder-
lage des Präsidentschaftskandidaten der 
großbürgerlichen PSDB im Oktober 2014 
hatte sich das von dieser Partei geführte 
Lager sofort auf Winkelzüge und Intrigen 
verlegt. Die Medien des Globo-Konzerns 
orchestrierten Proteste der gehobenen 
Schichten und nahmen die Arbeiter-
partei unter Dauerfeuer. Mit dem Geld 
von Stiftungen und Konzernen wurden 
rechtspopulistische Gruppen gepuscht. 
Das Internet überfluteten verleumderi-
sche Falschinformationen, die den Hass 
auf die Linke schürten. Inmitten einer 
schweren Wirtschaftskrise polarisierte 
sich die Gesellschaft. 

Anders als 1964 bei der Errichtung der 
Diktatur blieb 2016 das Militär in den 
Kasernen. Die Generäle schlossen das 
rechte Auge. Mit dem linken behielten sie 

kämpferische soziale Bewegungen wie 
die der Landlosen (MST) im Blick. Der 
rechtliche Rahmen wurde beim Staats-
streich neuen Typs formal eingehalten, 
auch protokollarische Formen blieben ge-
wahrt. Beim abschließenden Prozess im 
Senat führte der Präsident des Obersten 
Gerichtshofes, Ricardo Lewandowski, 
den Vorsitz. Am 31. August 2016 fiel dort 
die Entscheidung mit 61 gegen 20 Stim-
men gegen Rousseff. Suspendiert war die 
Staatschefin bereits seit dem 17. April, als 
das Unterhaus mit einer Orgie der Heu-
chelei dem Einleiten des unbegründeten 
Amtsenthebungsverfahrens zugestimmt 
hatte. Einen wichtigen Beitrag zu des-
sen Gelingen leistete Eduardo Cunha, seit 
Dezember 2015 Präsident jener Abgeord-
netenkammer. Cunha ließ das Verfahren 
gegen die unbestechliche Staatschefin 
zu, sorgte für eine totale Blockade von 
Regierungsprojekten, organisierte den 
Kauf von Stimmen. Der kalte Putsch hat-
te Großsponsoren. Seine Millionen aus 

Schmiergeldern auf geheimen Konten 
brachen Cunha dennoch das Genick. Die 
Schweiz ist auch nicht mehr das, was sie 
mal war. Seit Oktober 2016 sitzt der Mann 
hinter Gittern. 

Der aktuelle Kongress steht so weit 
rechts und ist mit einem so dekadenten 
Personal bestückt wie kein anderer in 
der jüngeren Geschichte Brasiliens. Eine 
längst überfällige Politikreform wird hier 
konsequent geblockt. Beherrscht wird er 
von »Bibel, Kuh und Kugel« – den Lobbys 
Evangelikaler, des Agrobusiness und der 
Waffenindustrie. Hineinbefördert hat sie 
ein anachronistisches Wahlsystem, das die 
Sitzverteilung stark von Wahlallianzen, 
Geschäften zwischen den Parteien, ab-
hängig macht. Die Wahlkampagnen sind 
inhaltsleerer, personalisierter Klamauk, 
hinter dem das große Geld steht. Der Kon-
gress spiegelt auch Vertrauensverluste der 
PT wider. An der Macht entfernte sich die 
Partei von ihren Wurzeln und Prinzipien. 

Der gestürzten Präsidentin folgte ihr 
bis dato machtloser Vize nach: Cunhas 
Kom pa g non Michel Temer, ebenfalls der 
koalitionsbrüchig gewordenen Partei der 
Demokratischen Bewegung (PMDB) an-
gehörig. Diesen Verein hatte Temer seit 
Jahren gemeinsam mit engen Vertrauten 
aufgerollt. Den Filz aus Politik und Wirt-
schaft beuteten sie erfolgreich für sich 
aus. Mit Rousseffs Suspendierung bilde-
te Temer stehenden Fußes ein Kabinett 
der parasitären weißen »Eliten«. Innen-
politisch setzte er ein neoliberales Pro-
gramm des sozialen Kahlschlags durch. 
Brasiliens Beitrag zu einer multipolaren 
Weltordnung und zur regionalen Integra-
tion ließ der frühere Gewährsmann der 
US-Botschaft auf Eis legen. Auf der Re-
gierungsbank sitzen seitdem ebenfalls die 
Verlierer von 2014. 

Die Machteroberung war auch eine 
Flucht der konservativen Kaziken nach 
vorn. Das politische Gewerbe betreiben 
sie auf die hier traditionelle Art. Ihre 
Clans halten bei öffentlichen Aufträgen 
die Hand mit auf, verteilen Posten und 
Subventionen. Korruption und Kliente-
lismus sind in Brasilien tief verwurzelt 
und allgegenwärtig. Die Lawine, welche 
die Ermittlungen im Skandal um den 
Petrobras-Konzern ausgelöst hatte, kam 
ihnen gefährlich nahe. 

Immer neue Enthüllungen machten 
die Ministersessel in Temers Kabinett 
zu Schleudersitzen. Noch immer wird 
zwischen Exekutive und Judikative offen 
und versteckt Krieg geführt. Schutzengel 
bei Letzterer haben nur kompromittierte 
»Tucanos«, Politiker der PSDB. Der ille-
gitime Präsident selbst hat eine schwer-
wiegende Korruptionsanklage am Hals, 
seine Demontage hat begonnen. Weiter 
Sorgen mit der Justiz hat auch die Partei 
der Arbeiter. Deren Regierungen hatten 
deren Organe enorm gestärkt. Brasiliens 
Rechtspfleger zählen zu den ganz elitä-
ren Kreisen, und die Korruptionsermittler 
laufen an der Leine der US-Behörden. 
Strafgelder in Milliardenhöhe flossen ins 
Ausland, Schlüsselindustrien wurden ge-
schädigt, Märkte preisgegeben. Die Aus-
schaltung von Expräsident Lula da Silva 
durch Urteile auf der Basis von Fabeln als 
Kandidat bei den Wahlen 2018 soll Brasi-
liens Wende nach rechts besiegeln. 

In einem »dritten Wahlgang« wurde 
den Brasilianern 2016 ihr Votum gestoh-
len. Die direkte Volkswahl – die eine gro-
ße Bürgerrechtsbewegung am Ende der 
von 1964 bis 1985 herrschenden Militär-
diktatur erkämpft hatte – wurde entwertet. 
Am Drücker ist ein Hybrid aus Gesetzge-
ber, Leitmedien und Höchstgericht. Viele 
Schaltstellen im Staat sind bereits neu 
besetzt. Ein kalter Putsch bleibt gegen 
fortschrittliche Politiker Teil des Waffen-
arsenals. Verhindert werden kann er nur 
durch das Kräfteverhältnis außerhalb des 
Parlaments. Das Rollback in Brasilien zu 
stoppen, seine Folgen zu heilen, das wird 
ein schwerer Kampf. 

Verraten und verkauft
Staatsstreich neuen Typs: Der parlamentarische Putsch 2016 hat 
Machtgefüge in Brasilien drastisch verändert. Von Peter Steiniger

Abgehängt: Die politisch 
motivierte Absetzung 
der legitimen Staats-
chefin Dilma Rousseff 
war ein Bruch mit dem 
Präsidialsystem. Statt 
der Wähler entschieden 
Kongress und Oberstes 
Gericht
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Peter Steiniger ist 
Redakteur der Tages-
zeitung junge Welt. 
Brasilien zählt zu seinen 
Schwerpunkten.
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Wer die einstige Bergkaserne 
in Caracas besucht, in der 
Venezuelas 2013 verstorbe-
ner Präsident Hugo Chávez 

aufgebahrt ist, stößt bereits am Eingang auf 
eine ewige Flamme, die an die erinnert, die 
im Kampf um Freiheit und soziale Gerech-
tigkeit in dem südamerikanischen Land ge-
storben sind. An dem Feuer verkündet ein 
Schild: »Das Morgenrot einer Hoffnung«. 
Mit diesen Worten umschrieb Chávez spä-
ter den von ihm angeführten Versuch einer 
revolutionären bewaffneten Erhebung am 
4. Februar 1992.

Strikt militärisch gesprochen scheiterte 
diese Rebellion: Die Beteiligten eroberten 
die Macht nicht, sie wurden getötet oder 
inhaftiert. Aber auf der politischen und mo-
ralischen Ebene und in den Medien verwan-
delte sich der »4-F« zu einem Sieg.

Eine Erklärung dafür ist leicht zu finden. 
Damals wurden dem Volk Venezuelas die 
grundlegendsten Menschenrechte vorent-
halten, zum Beispiel die auf Ernährung, Bil-
dung, Gesundheitsversorgung und Arbeit. 
Die Menschen waren Opfer einer ungezü-
gelten neoliberalen Politik und wurden von 
einer korrupten Elite regiert, die sich die 
Institutionen des Landes angeeignet hatte. 
Das jedoch war nicht das schlimmste. Viel 
schlimmer war, dass die Mehrheit der Be-
völkerung keinerlei Hoffnung mehr hatte, 
dass sich die Dinge ändern könnten, dass 
eine bessere Zukunft möglich wäre. Bis zu 
jenem einen Tag, dem unvergessenen 4. Fe-
bruar 1992, an dem sich alles änderte.

Legendär wurde die kurze Ansprache, 
die Chávez nach seiner Kapitulation im 
Fernsehen halten konnte. Er sagte den Hoff-
nungslosen, er habe die Ziele »für den Au-
genblick« nicht erreichen können – »por 
ahora«. Dieses »por ahora« wurde zu einem 
Schrei des Kampfes und der Hoffnung für 
alle, die den Stand der Dinge in Venezuela 
und auf dem lateinamerikanischen Konti-
nent von Grund auf verändern wollten. Und 
die Hoffnung wurde Realität, als Chávez 
sieben Jahre später nach einem triumphalen 
Wahlsieg einen verfassunggebenden Pro-
zess in Gang setzte, dessen Ziel die »Neu-
gründung der Republik« und die Schaffung 
einer »sozialen, partizipativen und protago-
nistischen Demokratie« war. Wir schrieben 
das Jahr 1999. Später folgten 2005 Bolivi-
en und 2007 Ecuador. Honduras wollte es 
2009 angehen, doch der Staatsstreich gegen 
Präsident Manuel Zelaya vereitelte den Ver-
such in dem zentralamerikanischen Land.

Nacht des Neoliberalismus

Die Wissenschaftler sind sich einig, dass 
alle historischen Momente, in denen ver-
fassunggebende Prozesse ausgelöst werden, 
von schweren Krisen geprägt sind. Mit an-

deren Worten: Nur im Angesicht einer tie-
fen Krise des politischen, institutionellen 
und ökonomischen Apparates entwickelt 
das Volk ausreichend starke Energie, um 
das Ingangsetzen dieser Art von Prozessen 
möglich zu machen. Leichtere Krisen kön-
nen normalerweise durch Regierungswech-
sel oder kleinere Reformen überwunden 
werden.

Im Kern trifft diese Analyse genau auf 
die Lage zu, wie sie sich in Venezuela, Bo-
livien und Ecuador dargestellt hatte. In den 
80er Jahren war sie in diesen Ländern deso-
lat: Wirtschaftskrise und die Durchsetzung 
einer ungezügelten neoliberalen Politik, 
drastischer Sozialabbau, die Privatisierung 
der Bodenschätze und der wichtigsten öf-
fentlichen Dienstleistungen (Trinkwasser- 
und Stromversorgung), die Einschränkung 
von Grundrechten und Freiheiten. Die 
Armut breitete sich aus, die sogenannte 
Mittelschicht verschwand nahezu. Korrup-
tion, Legitimationsverlust der politischen 
Klasse, die Unterwerfung der wichtigsten 
Institutionen des Staates durch die Parteien 
– der Begriff »Partidokratie« ist, obwohl er 
hart klingt, in der akademischen Diskussi-
on etabliert –, Ausschluss der Bevölkerung 
von der Teilnahme, Wirkungslosigkeit der 
Verfassungen – die Liste ließe sich endlos 
fortsetzen.

Es handelte sich also nicht einfach um 
Regierungskrisen, sondern um Staatskri-
sen, wie es Boliviens Vizepräsident Álvaro 
García Linera formulierte. Um diese zu 
überwinden, reichten zum Glück der Lin-
ken einfache Reformen oder kosmetische 
Maßnahmen nicht aus. Allerdings waren 
harte Arbeit und Massenmobilisierungen 
nötig, um die herrschende politische Klasse 
zu stürzen. Eine herausragende Rolle spiel-
ten dabei die sozialen Bewegungen, wäh-
rend die Rolle der traditionellen Subjekte 
nach Einschätzung von Analysten wie Emir 
Sader oder Luismi Uharte eher sekundär 
blieb.

Für Venezuela gilt der sogenannte Cara-
cazo von 1989 als Wendepunkt. Nach dieser 
sozialen Explosion gegen die Krise und 
die etablierte Ordnung, die in den Straßen 
von Caracas nicht weniger als 3.000 Men-
schenleben kostete, kam Chávez, griff die 
Unzufriedenheit auf und formulierte aus 
ihr einen einigenden politischen Vorschlag: 
die Einberufung einer verfassunggebenden 
Versammlung, der Constituyente.

Bolivien erlebte zwischen den Jahren 
2000 und 2005 seinen »Rebellischen Zy-
klus«, eine ganze Reihe sozialer Massen-
proteste, die mit der als »Krieg um das 
Wasser« und »Krieg um das Gas« bekannt 
gewordenen Verteidigung der Bodenschät-
ze begannen, mit der Zeit jedoch in eine 
Agenda radikaler Veränderungen mün-
deten: Nationalisierung von Öl und Gas, 

verfassunggebende Versammlung und den 
Präsidenten wegen seiner Verbrechen vor 
Gericht zu stellen. Auch in Ecuador waren 
die sozialen und indigenen Bewegungen 
entscheidend, die zwischen 1996 und 2006 
drei Präsidenten stürzen konnten. Nur der 
geeignete Kandidat fehlte zunächst, und 
da erschien 2006 Rafael Correa. Auch sein 
Vorschlag war die Constituyente.

Auftakt und Entwicklung

Nach den Wahlsiegen von Hugo Chávez in 
Venezuela, Evo Morales in Bolivien und 
Rafael Correa in Ecuador wurden die ver-
fassunggebenden Prozesse umgehend in 
Gang gesetzt. Doch sie stellten sich als 
schwieriger heraus als erhofft, denn die 
starke rechte Opposition vereinte sich mit 
einem alten Verbündeten, der Justiz. In dem 
Versuch, das aufzuhalten, was sie bei den 
Wahlen nicht verhindern konnte, verschanz-
te sich die Opposition hinter der geltenden 
Rechtsordnung.

In Venezuela argumentierte die Oppo-
sition etwa, dass das Volk nicht über eine 
Constituyente befragt werden könne, weil 
dies in der geltenden Verfassung nicht vor-
gesehen sei. Chávez stellte sich dem mit der 
Aussage entgegen, dass das Volk Träger der 
Souveränität sei. Die Verfassung setze den 
konstituierten Gewalten – also Exekutive, 
Legislative und Judikative – Grenzen, nicht 
jedoch dem souveränen Volk, bei dem die 
originäre verfassunggebende Macht liege. 
Schlussendlich kann man festhalten, dass 
ihm die Gerichte recht gaben, wenn auch 
mit widersprüchlichen Urteilen.

Chávez griff also die klassische Doktrin 
von der verfassunggebenden Macht auf, die 
auf die nordamerikanische und die franzö-
sische Revolution zurückgeht und sich auf 
den Grundsatz stützt, dass die Constituyen-
te frei und weder der geltenden Rechts-
ordnung noch den bestehenden Gewalten 
unterworfen ist. Ihre einzige Begrenzung ist 

demnach die Respektierung des progressi-
ven Charakters der Menschenrechte – diese 
dürfen nur ausgeweitet, nicht aber einge-
schränkt werden. Das Volk konnte also frei 
und ohne Einschränkungen einen Prozess 
in Gang setzen, dessen Ziel die Neugrün-
dung des Landes durch eine neue Verfas-
sung war.

Es war direkt das Volk, dass sich in ei-
nem Referendum nicht nur dafür aussprach, 
den verfassunggebenden Prozess zu eröff-
nen, sondern auch die Spielregeln festlegte, 
nach denen die Wahlen zur Constituyente 
stattfinden sollten. Chávez hatte diese vor-
geschlagen, nachdem er die verschiedenen 
Schichten des Landes und ihre Vorschläge 
angehört hatte. So konnte verhindert wer-
den, dass die Eliten der alten Parteien in 
mehr oder weniger geheimen Verhandlun-
gen die Bedingungen bestimmen und das 
Volk verraten konnten. Das war ein riesiger 
Schritt nach vorn, den sogar der angesehene 
oppositionelle Jurist Allan Brewer-Carías 
als »historische Dissidenz« bewertete, da 
die Aktivierung der verfassunggebenden 
Macht vollkommen friedlich und demo-
kratisch, ohne einen gewaltsamen Bruch 
mit dem System, vonstatten ging. Das war 
etwas, dass es bis zu diesem Zeitpunkt nicht 
gegeben hatte.

In Ecuador wurde der Prozess der Con-
stituyente aus den vorherigen Erfahrungen 
kopiert, weshalb wir uns mit ihm nicht län-
ger beschäftigen. In Bolivien allerdings war 
der Weg ein anderer – und diesen Fehler 
musste das Land während des Verände-
rungsprozesses teuer bezahlen. Hier wurde 
dieser nicht mit einem souveränen Referen-
dum initiiert, sondern formell lediglich als 
Verfassungsreform. Das Gesetz über die 
Einberufung der Versammlung wurde vom 
Kongress der Republik erst angenommen, 
nachdem die bisherige Verfassung geän-
dert worden war, um eine Constituyente zu 
ermöglichen. Dazu jedoch waren harte Ver-
handlungen mit der Opposition notwendig, 
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die durchsetzte, dass alle Entscheidungen 
mit Zweidrittelmehrheit getroffen werden 
müssten. Dadurch ergatterte sie sich prak-
tisch ein Vetorecht in einer Reihe von Fra-
gen.

In bezug auf den weiteren Ablauf der 
drei verfassunggebenden Prozesse können 
wir feststellen, dass auch dieser nicht we-
niger schwierig war. Nach den Wahlen der 
Constituyentes, die jeweils eine Mehrheit 
der bolivarischen Kräfte ergaben, began-
nen die Probleme. Die Kongresse von Ve-
nezuela und Ecuador wurden weiter von 
der Opposition kontrolliert: In Venezuela 
hatte die »Bewegung der Fünften Repu-
blik« (MVR) von Chávez bei den Parla-
mentswahlen 1998 keine Mehrheit errun-
gen, und in Ecuador war Correas Alianza 
PAIS nicht mal zu den Wahlen angetre-
ten, weil im Parlament nur ein Haufen 
korrupter Politiker säßen. Doch schließ-
lich setzten sich die verfassunggebenden 
Versammlungen in allen Fällen gegen die 
konservativen Kräfte durch. Sie waren 
»originär«, und daher hatten ihre Entschei-
dungen Vorrang gegenüber jeder Behin-
derungsstrategie der Legislative oder Ju-
dikative. In Bolivien bestand allerdings, 
wie gesagt, das Problem, dass sich die 
Opposition hinter der Notwendigkeit einer 
Zweidrittelmehrheit verschanzte, was den 
Prozess sehr verzögerte. Außerdem fügte 
der Kongress nach Verabschiedung des 
Verfassungsentwurfs durch die Versamm-
lung vor dem Referendum noch Verände-
rungen ein.

Was in all diesen Fällen hervorgehoben 
werden muss, ist der hohe Grad an Be-
teiligung durch die Bevölkerung, wodurch 
»Verfassungen ohne Verfassungsväter« ent-
standen. Wenn normalerweise – zum Bei-
spiel mit den Founding Fathers der nord-
amerikanischen Konstitution 1787 oder den 
»Vätern der spanischen Verfassung« 1978 – 
die Grundgesetze durch Experten hinter 
verschlossenen Türen vorbereitet werden 

und diese sich nur mit der politischen Elite 
austauschen, gestaltete sich die Arbeit der 
Constituyentes in Venezuela, Ecuador und 
Bolivien vollkommen anders. In Venezuela 
wurden von der Versammlung alle sozialen 
Schichten angehört, von Studenten bis Jour-
nalisten, von Arbeitern bis Priestern. In den 
Armenvierteln von Caracas wurden Brief-
kästen aufgehängt, in denen Vorschläge für 
die neue Verfassung gesammelt wurden. 
Ein Taxifahrer, mit dem ich mich bei einem 
meiner letzten Besuche in dem Land unter-
halten habe und der kein Chavista war, lobte 
noch heute: »Dieser Prozess war beispiel-
haft. Das ganze Land wurde angehört, und 
wer wollte, konnte beitragen.« In Bolivien 
und Ecuador standen nicht nur die Türen 
der Versammlungen offen, sie tagten auch 
außerhalb der Parlamentsgebäude und ver-
anstalteten Hunderte Foren auf regionaler 
und berufsspezifischer Ebene, bei denen 
Tausende Initiativen eingereicht wurden – 
ein Beispiel partizipativer Demokratie.

Schließlich wurden diese drei Prozesse 
mit Referenden abgeschlossen, in denen die 
neuen Verfassungen angenommen wurden. 
Ihr radikaldemokratischer Charakter zeich-
nete diese Prozesse also in allen drei Fällen 
von Anfang bis Ende aus.

Das Erbe der Constituyentes

Meiner Ansicht nach waren die verfassung-
gebenden Prozesse nichts anderes als ei-
ne demokratische Revolution. Wenn wir 
unter dem Begriff Revolution eine Phase 
beschleunigter und tiefgreifender Verände-
rungen auf politischer, institutioneller, wirt-
schaftlicher, sozialer und kultureller Ebene 
verstehen, und wenn wir unter Demokratie 
Volkssouveränität und eine bis zum Äu-
ßersten getriebene Beteiligung verstehen, 
kann es daran keinen Zweifel geben. Sie 
legten die verfassungsrechtliche und juri-
stische Grundlage für die Entwicklung der 
ehrgeizigsten Veränderungsprozesse, die, 

abgesehen von Kuba, in Lateinamerika und 
weltweit stattfinden.

Zu den wichtigsten Errungenschaften ge-
hören:

1. Die Rettung von Revolution und De-
mokratie als zwei Konzepten, die sich 
brauchen und gegenseitig befruchten. 
Nach dem Fall der Mauer in Berlin traute 
sich Francis Fukuyama auf dem Höhe-
punkt der antikommunistischen Welle, das 
»Ende der Geschichte« zu prophezeien. 
Er prognostizierte, dass es keine Gesell-
schaftsordnung nach dem marktwirtschaft-
lichen Kapitalismus und seiner politischen 
Ausdrucksform, der bürgerlich-liberalen 
Demokratie, gebe. Die Prozesse in Latein-
amerika haben dagegen gezeigt, dass der 
Bruch mit dem ungezügelten Kapitalismus 
möglich ist und auf demokratischem Weg 
eine andere Form von Demokratie durch-
gesetzt werden kann.

2. Die Idee der Volksmacht und der prot-
agonistischen Demokratie. Die repräsen-
tative Demokratie verschwindet nicht, son-
dern wird mit der Beteiligung der Bevölke-
rung angereichert und demokratisiert. Ein 
Ergebnis dieser Idee ist zum Beispiel die 
Entwicklung der Gesetze der Volksmacht 
in Venezuela, die unter anderem die Ent-
stehung Tausender Kommunaler Räte und 
Hunderter Kommunen ermöglicht haben, 
in denen das Volk direkt an der Entschei-
dungsfindung und an der Lösung lokaler 
Angelegenheiten teilnimmt.

3. Die Politisierung und der Protago-
nismus der traditionell ausgeschlossenen 
Gesellschaftsschichten. Nach Slavoj Zizek 
ist eines der größten Verdienste von Hugo 
Chávez, Millionen arme Frauen und Män-
ner in den Hütten an den Abhängen von 
Caracas politisiert zu haben, die sich nie-
mals hatten träumen lassen, Protagonisten 
einer Revolution zu sein. Er gab ihnen das 
Selbstwertgefühl zurück. Dasselbe geschah 
in Bolivien und Ecuador mit der indigenen 
Mehrheitsbevölkerung, die seit den verfas-
sunggebenden Prozessen eine zentrale Po-
sition im politischen Leben ihrer Länder 
einnimmt.

4. Die Rückgewinnung der Rolle des 
Staates als Garant aller und vor allem der 
sozialen Grundrechte. Um eine zu sein, 
muss die Demokratie sozial sein. Sie muss 
sich auf eine materielle Basis des Wohlerge-
hens der Bürgerinnen und Bürger stützen, 
und um dieses muss sich der Staat küm-
mern. Die Verfassungen in Venezuela, Boli-
vien und Ecuador haben das sichergestellt, 
in dem sie nicht nur die politischen und 
Bürgerrechte, sondern auch die sozialen 
Rechte einklagbar gemacht haben. So ent-
kamen Millionen Menschen der Armut, der 
Analpha betismus wurde ausgerottet, das 
Recht auf Bildung bis zum Universitätsab-
schluss wurde universell. Gesundheitszen-

tren wurden in Gegenden eröffnet, in denen 
es nie ärztliche Betreuung gegeben hatte.

5. Der Bruch mit dem neoliberalen Wirt-
schaftsmodell und die Umsetzung von Maß-
nahmen, die einen neuen Horizont eröffnen, 
von dem ich nicht weiß, ob er sozialistisch 
ist, in jedem Fall aber postneoliberal. Da-
für kann man die veränderte Steuerpolitik 
anführen, durch die eine Neuverteilung des 
Reichtums angestrebt wird; die Rettung der 
wirtschaftlich führenden Rolle des Staates 
oder die Nationalisierung eines Großteils 
der strategischen Wirtschaftssektoren (Öl 
und Gas, Bergbau, Banken).

6. Die endgültige Entkolonialisierung 
des Staates, insbesondere in Bolivien und 
Ecuador, wo die indigene Mehrheitsbevöl-
kerung unten gehalten und deren Kulturen, 
Sprachen, Lebensformen und Institutionen 
der Selbstregierung vergessen worden wa-
ren.

7. Und schließlich die Idee des »Guten 
Lebens« (Sumaq kawsay bzw. Suma qama-
ña in Quechua bzw. Aimara). Dabei geht 
es nicht nur darum, die materiellen Le-
bensbedingungen der Mehrheiten zu ver-
bessern – was natürlich von grundlegender 
Bedeutung ist, wenn die Veränderungspro-
zesse dauerhaften Charakter haben sollen 
–, sondern um eine andere, nachhaltige 
Lebensweise, die die Umgebung und die 
Pachamama, die Mutter Erde, respektiert.

Was wir in Venezuela, Bolivien und 
Ecuador gesehen haben und glücklicher-
weise weiter sehen, ist nach Emir Sader 
die dritte Strategie der Linken in Latein-
amerika. Wenn die erste der reformistische 
Weg war, der dem System nicht gefährlich 
werden konnte, und die zweite der Guerilla-
kampf, der nach dem Sieg der Kubanischen 
Revolution entfesselt wurde, in den meisten 
Ländern aber in Niederlagen endete, dann 
ist die dritte Strategie eine Kombination aus 
verschiedenen Elementen: Volksaufstän-
de, Wahlen und Neugründung des Staates, 
indem er in allen Aspekten des sozialen, 
politischen und ökonomischen Lebens des 
Landes demokratisiert wird.

Es ist kein einfacher oder perfekter Weg, 
und er ist auch nicht frei von Widersprü-
chen. Aber er hat sich als effizient erwiesen 
und reale Veränderungen hervorgebracht. 
Die Linke hat schon zu viel Zeit damit 
verloren, von der idealen Revolution zu 
träumen, die nie gekommen ist und nie-
mals kommen wird. Wer seine Reinheit 
bewahren will und keine Widersprüche in 
Kauf nimmt, wird niemals eine Revolution 
machen. Worum es geht, ist, sich auf den 
Weg zu machen und ohne Pause voran-
zuschreiten. Das wird nicht möglich sein, 
ohne in Verlegenheiten zu kommen. Vom 
»Morgenrot der Hoffnung« in die neue Zeit 
des Sozialismus – Irabaziko dugu! (¡Vence-
remos!, wir werden siegen, auf baskisch).

Unser Autor Eneko 
Compains Silva ist ein 
baskischer Verfassungs-
rechtler und lehrt an der 
Universität in Bilbao 
(Bilbo). Er gehört dem 
Vorstand der Linkspartei 
Sortu an.
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  Gustavo Rodríguez (67) ist aktiv in den 
Basisbewegungen im Stadtteil 23 de 
Enero der venezolanischen Hauptstadt 
Caracas. Beim dortigen Alternativsen-
der  Al Son del 23  moderiert er eine 
wöchentliche Radiosendung.  

  Warum wollten Sie als 
Kandidat bei den Wah-
len für die verfassung-
gebende Versammlung, 

die Constituyente, antreten?  
 Dafür gab es eine ganze Reihe von Grün-
den, aber in erster Linie haben mich die 
Genossen dazu motiviert, die mich seit Jah-
ren kennen und mir gesagt haben, dass je-
mand wie ich nötig sei, um für den Bereich 
der Kultur Vorschläge in die Constituyente 
einzubringen. Wir wollen die Volksmacht 
wirklich in die Lage versetzen, Entschei-
dungen zu treffen und reale Macht auszu-
üben. Ich habe lange darüber nachgedacht 
und in letzter Minute die Entscheidung ge-
troffen, mich einzuschreiben. 

  Wie lief der Prozess der Einschrei-
bung ab?  

 Das Verfahren war ziemlich hart, denn ich 
musste innerhalb weniger Tage 500 Un-
terstützungsunterschriften sammeln. Das 
klingt wenig, aber ich habe eine Woche 
lang von Montag bis Sonntag, von morgens 
bis spätabends, an der Metrostation Agua 
Salud in Caracas gestanden und gesammelt. 
Dann mussten die Unterschriften digitali-
siert und auf CD gebrannt werden. 

 Es war eine ziemliche Mühe, aber ich 
habe mehr als 1.200 Unterschriften gesam-
melt. Trotzdem war das nicht genug. Der 
Nationale Wahlrat, CNE, hat mir mitgeteilt, 
dass ich nicht zur Wahl zugelassen wurde. 
Schlimm ist, dass es dafür keine Begrün-
dung gibt. Das macht mich wirklich wü-
tend, aber dies ist nicht der Augenblick, um 
Streit anzufangen und Rechtsanwälte mit 
Eingaben zu beschäftigen. Ich werde mich 
mit anderen Genossen der Volksmacht zu-
sammentun und versuchen, diese Leute zu 
stellen und die immer gleichen Skrupel-
losen zu bekämpfen, die Mittel der Partei 
und ihre Plattform nutzen, um Karriere zu 
machen. Dies ist eine Schlacht mehr, aber 
innerhalb unserer eigenen Reihen. 

  Welche Themen wollten Sie in der 
Constituyente einbringen?  

 Ich habe mich um einen Sitz in der ver-
fassunggebenden Versammlung beworben, 
weil ich meine Beteiligung an der Revolu-
tion für eine Pflicht halte. Schon die Prä-
ambel unserer Verfassung von 1999 weist 
dem Volk eine partizipative Rolle und sogar 
die des Protagonisten zu. Ich habe mich als 
Vertreter für den Bereich der im sozialen 
und kulturellen Sektor Tätigen eingeschrie-
ben, weil die Revolution eine kulturelle sein 
muss, sonst ist es keine Revolution. 

 Unsere Pflicht ist es, stärker zu werden, 
damit die Volkskultur nicht länger ausge-
schlossen ist oder als zweit- und drittrangig 
angesehen wird. Wir haben fast eine Milli-
on Kinder und Jugendliche, die in Orche-
stern spielen, die Instrumente und Unter-
richt erhalten und Konzerte geben, bei de-
nen sie besser als viele Europäer Werke von 
Mozart, Beethoven und anderen spielen. 
Aber der Kultur in den Stadtvierteln stehen 
nicht dieselben Mittel zur Verfügung. Es ist 
mühsam, für die Kinder dort einige Cuatros 
(südamerikanische viersaitige Gitarre) oder 
Unterrichtsstunden zu organisieren. Wir 
bräuchten auch Volksorchester, die unsere 

indoamerikanische Tradition pflegen. Wir 
müssen den Eurozentrismus überwinden 
oder zumindest einschränken und so die 
Ausdrucksformen unserer eigenen Kultur 
für immer verankern, damit wir nicht zur 
Yankeekultur und zum neoliberalen Kon-
sum zurückkehren. 

  Die Opposition in Venezuela kritisiert 
die verfassunggebende Versammlung 
als undemokratisch. Wie stehen Sie 
dazu?  

 Das sagen diejenigen, die 1961 ihre Verfas-
sung hinter den verschlossenen Türen ih-
rer Anwaltskanzleien ausgekungelt haben, 
entsprechend der Anordnungen der Unter-
nehmer und ihrer Handelskammern sowie 
einer Bande angeblicher Gewerkschafter, 
die ihnen die Stiefel geleckt haben. Das war 
demokratisch? Zu der Wahl jetzt wird alle 
Welt aufgerufen, sogar nach verschiedenen 
Sektoren der Bevölkerung – Bauern, Arbei-
ter, Fischer, Jugendliche und andere. Wenn 
sie recht damit haben, dass sie die Mehr-
heit der Bevölkerung repräsentieren, dann 
sollen sie zeigen, dass sie Eier in der Hose 
haben und zur Wahl antreten. Die Consti-
tuyente jedenfalls wird es geben – mit ihnen 
oder ohne sie. 

  Warum halten Sie es für notwendig, 
die gegenwärtige venezolanische Ver-
fassung zu ändern?  

 Schon im Jahr 2007 gab es die Forderung 
nach einer Verfassungsreform, und es war 
der Comandante Hugo Chávez, der die Än-

derungsvorschläge einbrachte. Die Reform 
wurde praktisch boykottiert, und am Ende 
haben wir das Referendum mit weniger als 
einem Prozent Abstand verloren. 

 Der Comandante hat das Ergebnis der 
Abstimmung als Pyrrhussieg der Rechten 
bezeichnet. Wir haben als Reaktion keine 
Barrikaden angezündet und Gesetze ver-
letzt, wie es die Opposition nach Nieder-
lagen immer wieder getan hat. Wir haben 
das Resultat akzeptiert und weitergemacht. 
Aber schon vor zehn Jahren war diese Re-
form dringend notwendig, also ist sie es 
heute noch mehr. Um den Frieden zu be-
wahren, müssen die notwendigen Verände-
rungen vorgenommen werden. 

 Es ist jetzt anderthalb Jahre her, seit uns 
die Rechte bei den Parlamentswahlen ge-
schlagen hat, und wir haben gesehen, wie 
sich daraus die Brut des Faschismus ent-
wickelt hat. Sie haben ihre Anhänger in den 
Terrorismus getrieben. Sie glaubten, alle 
Macht zu haben und stellten sich außerhalb 
des Gesetzes. Sie taten so, als ob sie die 
Regierung wären. In den Gesetzen, die sie 
verabschiedeten, warfen sie alle die vom 
Volk in der Revolution errungenen Erfolge 
und Fortschritte über Bord. So ist es mehr 
als gerechtfertigt, dass wir dafür sorgen, 
dass sie uns die Missionen, die Sozialpro-
gramme, und die weiteren sozialen und 
ökonomischen Fortschritte nicht nehmen 
können. 

  Interview: André Scheer 

»Verfassungsreform war schon 
vor zehn Jahren notwendig«
Ein linker Aktivist darf bei der Wahl zur Constituyente in Venezuela 
nicht kandidieren. Trotzdem verteidigt er sie. Ein Gespräch mit Gustavo Rodríguez
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(Spenden sind steuerlich absetzbar, bitte Adresse angeben!)

Gemüse für die Kinder der 
Bergbauern in Candelaria und

 San Cristobal 
KarEn will in 10 – 12 Genossenschaften der Bergregionen 
Candelarias und San Cristobals solarbetriebene Tauchpumpen in 
vorhandenen Brunnen einsetzen, um je 2–3 ha Ackerland für den 
Anbau von Gemüse regelmäßig zu bewässern. Damit können die 
Erträge wesentlich gesteigert werden.
Jährlich kann 3 bis 4 mal geerntet und die Kinder der Bergbauern 
können täglich mit frischem Gemüse versorgt werden.
Solartauchpumpen, Schläuche, Sprenger und Tanks kommen zum 
Einsatz.
Bis Ende Juni 2017 wurden 118.457 g gespendet, vielen Dank! 

Aber noch fehlen 116.543 g für die Realisierung.

Unsere Bitte an die Freunde Kubas: 
spenden Sie für dieses lebensverbessernde Projekt!

VerlagFindet Che Guevara!
Begeben Sie sich auf die Suche in den 
Dschungel Boliviens, wo reale Fakten 
auf einen fiktiven Thriller treffen.

Heinz-Joachim Simon

Che
Der Traum des Guerillero
Roman

Paperback
524 Seiten
20,5 x 14,0 cm
ISBN 978-3-86282-488-5
16,00 EUR

Mehr Infos hier:

www.acabus-verlag.de

Der unabhängige Verlag für wilde Leser

Lateinamerika ist der 
artenreichste Kontinent  – 
und auf bestem Wege, 
diesen immensen Schatz 
für immer zu zerstören. 
Alles, was sich zu Geld 
machen lässt, wird dem 
Boden entzogen, mit 
unabsehbaren Umwelt-
schäden.

Broschur. 144 Seiten 
ISBN 978 3 8031 2767 9 

www.wagenbach.de

Anzeige_JungeWelt_Lat.Amerika_2017.indd   1 10.07.17   15:51

Anzeige JW, 120 /100 mm

Anzeige JW, 111,6 /100 mm
Mach mit bei Cuba Sí
Für Leute mit einem „linken Herzen“ ist Lateinamerika gegenwärtig die interessan teste
Ecke der Welt. Mehrere Länder dieser Region haben sich der jahrhundertelangen kolo-
nialen Fremdbestimmung, Einmischung und Bevormundung widersetzt und gehen 
einen eigenständigen Weg. Kuba hat mit seiner Standhaftigkeit, seinen beispielhaften
Programmen für Gesundheit und Bildung, durch seine Solidarität mit vielen an deren
 Ländern diesen Emanzipationsprozess maßgeblich befördert. Das Land von Martí, Che
und  Fidel hat bewiesen: Eine andere Welt ist tatsächlich möglich! 
Wir laden Dich ein, Cuba Sí kennenzulernen. Informiere Dich über unsere Soli -
daritätsarbeit, komm zu unseren Veranstaltungen oder schau mal in einer unserer
Regional gruppen vorbei. Der Blick nach Lateinamerika kann Inspiration für eine erfolg -
reiche linke Politik in Deutschland und Europa sein! Wir freuen uns auf Dich!

Solidarität ist die 
Zärtlichkeit der Völker!
Sonderspen denkonto beim Partei vorstand 
DIE LINKE/Cuba Sí: Kontonummer 13 2222 10, 
Berliner Sparkasse, BLZ: 100 500 00.
IBAN: DE061005 0000 0013 222210, BIC: BELADEBE,
Verwendungszweck: „Milch für Kubas Kinder“. 

AG in der Partei DIE LINKE
Kleine Alexanderstraße 28, 10178 Berlin
Telefon:  (030) 24 009-455, -456 
E-Mail:    berlin@cuba-si.org
Internet: www.cuba-si.org

Solidarität ist die 
Zärtlichkeit der Völker!
Sonderspen denkonto beim Partei vorstand 
DIE LINKE/Cuba Sí: Kontonummer 13 2222 10, 
Berliner Sparkasse, BLZ: 100 500 00.
IBAN: DE061005 0000 0013 222210, BIC: BELADEBE,
Verwendungszweck: „Milch für Kubas Kinder“. 

AG in der Partei DIE LINKE
Kleine Alexanderstraße 28, 10178 Berlin
Telefon:  (030) 24 009-455, -456 
E-Mail:   berlin@cuba-si.org
Internet: www.cuba-si.org

Mach mit bei Cuba Sí
Für Leute mit einem „linken Herzen“ ist Lateinamerika gegenwärtig die interessan teste Ecke
der Welt. Mehrere Länder dieser Region haben sich der jahrhundertelangen kolonialen Fremd-
bestimmung, Einmischung und Bevormundung widersetzt und gehen einen eigenständigen
Weg. Kuba hat mit seiner Standhaftigkeit, seinen beispielhaften Programmen für Gesundheit
und Bildung, durch seine Solidarität mit vielen an deren Ländern diesen Emanzipationsprozess
maßgeblich befördert. Das Land von Martí, Che und  Fidel hat bewiesen: Eine andere Welt ist
tatsächlich möglich! 
Wir laden Dich ein, Cuba Sí kennenzulernen. Informiere Dich über unsere Soliarbeit,
komm zu unseren Veranstaltungen oder schau mal in einer unserer Regionalgruppen vorbei.
Der Blick nach Lateinamerika kann Inspiration für eine erfolg reiche linke Politik in Deutschland
und Europa sein! Wir freuen uns auf Dich!

Das Stadtviertel 23 de Enero in Caracas ist für seine kämpferischen Traditionen bekannt
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Es war eine Überraschung, als 
Venezuelas Präsident Nicolás 
Maduro am 1. Mai 2017 wäh-
rend der Kundgebung zum Tag 

der Arbeit in Caracas den Spieß umdrehte 
und die Einberufung einer verfassungge-
benden Versammlung, der Constituyente, 
ankündigte. Eine solche hatten führende 
Vertreter der Opposition in den Monaten 
und Jahren zuvor immer wieder gefor-
dert, um die Regierung aus dem Amt zu 
drängen. Nun ging der Staatschef in die 
Offensive und begründete das damit, dass 
die Constituyente das Forum sein könne, 
um die Venezolaner zusammenzubringen 
und den Frieden im Land zu sichern.

Das südamerikanische Land wird seit 
Monaten von einer Protestwelle erschüt-
tert. Zwar ist die Beteiligung an den an-
fangs nach Zehntausenden zählenden 
Großdemonstrationen der Regierungs-
gegner im Laufe der Zeit abgeebbt, doch 
militante Kleingruppen liefern sich nach 
wie vor Straßenschlachten mit den Si-
cherheitskräften. Bis Ende Juni wurden 
nach Angaben des vom Kulturministeri-
um betriebenen Rundfunksenders Alba 
Ciudad mindestens 113 Menschen im 
Zusammenhang mit den Auseinanderset-
zungen getötet. Von diesen Opfern sollen 
jedoch lediglich neun Todesfälle auf das 
Handeln von Polizei und Nationalgarde 
zurückzuführen sein. Die anderen starben 
bei Unfällen, die durch errichtete Bar-
rikaden und andere Verkehrshindernisse 
verursacht wurden, kamen bei Plünderun-
gen ums Leben, wurden Opfer krimineller 
Banden oder starben, weil ihre eigenen 
Sprengsätze zu früh explodierten.

Venezuelas Oppositionsbündnis MUD 
(Tisch der Demokratischen Einheit) laviert 
seit Wochen und vermeidet eine generel-
le Distanzierung von der Gewalt. Statt 
dessen lassen sich führende Politiker von 
Rechtsparteien mit den Straßenkämpfern 
abbilden. Andererseits will man sich je-
doch auch seriös geben, um als bürgerliche 
Alternative zum »sozialistischen Regime« 
von Präsident Maduro anerkannt zu wer-
den.

Das politische Panorama in Venezuela 
wird noch dadurch verkompliziert, dass 
sich inzwischen immer mehr Stimmen Ge-
hör verschaffen, die sich weder dem Regie-
rungslager noch der MUD zuordnen lassen 
wollen. Gegen die Constituyente sprachen 
sich zum Beispiel Generalstaatsanwäl-
tin Luisa Ortega Díaz und die einstige 
Ombudsfrau der Bolivarischen Republik, 
Gabriela Ramírez, sowie mehrere frühere 
Minister aus. Während Politiker der PSUV 
sie in den staatlichen Medien als Verräter 
bezeichnen, setzen manche Unzufriedene 
ihre Hoffnungen in diese »kritischen Cha-
visten«. Die reale Stärke dieser »dritten 
Kraft« ist jedoch kaum einzuschätzen. Bei 
der Parlamentswahl 2015 waren die als 
»unabhängiges Lager« angetretenen Kräf-
te wie die sozialdemokratisch orientierte 
»Bewegung zum Sozialismus« (MAS) oh-
ne Einfluss geblieben.

Gemeinsamer Nenner von rechter Op-
position und »kritischen Chavisten« ist 
ihre Ablehnung der verfassunggebenden 
Versammlung. Der Vorwurf lautet, dass 
Maduro eine handverlesene Constituyente 
einberufen wolle, um die Magna Char-
ta nach eigenem Gutdünken umschreiben 
zu können. Darauf deutet nach Ansicht 
der Regierungsgegner die Ansage Madu-
ros bei seiner Rede am 1. Mai hin, dieses 
werde »keine Constituyente der Parteien 
und der Eliten, sondern eine des Volkes« 
werden. So sollten zum Beispiel die Ar-
beiter in den Fabriken, die Bewegung der 

Körperbehinderten, die Rentner oder die 
Indígenas ihre Delegierten selbst wählen.

Die knapp 20 Millionen wahlberechtig-
ten Venezolaner haben deshalb zwei Stim-
men. Eine geben sie – wie gewohnt – in 
ihrem jeweiligen territorialen Wahlkreis 
ab. Auf diese Weise werden 364 Mitglie-
der der Constituyente bestimmt. Mit einer 
zweiten Stimme entscheiden die Men-
schen jedoch über einen Repräsentanten, 
der ihre soziale Gruppe repräsentieren soll. 
24 Mandate sind für Studenten, acht für 
Bauern und Fischer, fünf für Unternehmer, 
fünf für Menschen mit Behinderungen, 
28 für Rentner und 79 für Arbeiter reser-
viert. 24 Mandate sollen die Sprecher der 
Kommunen, wie die lokalen Basisorgani-
sationen der Volksmacht genannt werden, 
erhalten. Acht Abgeordnete werden von 
der indigenen Bevölkerung Venezuelas be-
stimmt. Definiert wird die Zugehörigkeit 
zur jeweiligen Gruppe durch die offiziellen 
Register, zum Beispiel die Einschreibever-
zeichnisse der Hochschulen.

Problematisch gestaltete sich jedoch die 
Kandidatenaufstellung. Die genauen Re-
gularien und Zeitpläne der Wahl wurden 
vom Nationalen Wahlrat (CNE), der für 
die Durchführung der Abstimmung zu-
ständigen Behörde, erst sehr spät mitge-
teilt. Entsprechend wenig Vorlauf hatten 
Aktivisten, die sich für eine Kandidatur 
interessierten, um sich mit anderen zu ver-
ständigen. Zudem hatten Aspiranten auch 
nur wenige Tage Zeit, um sich zu regi-
strieren und die formalen Anforderungen 
für die Kandidatur zu erfüllen. So blieb 
kaum Zeit, damit sich unabhängige Kräfte 
koordinieren konnten. Vorteile hatte, wer 
sich mit dem Rückhalt einer starken Or-
ganisation zur Kandidatur entschloss, so 
zahlreiche namhafte Repräsentanten der 
Regierung wie Venezuelas Außenministe-
rin Delcy Rodríguez oder der Vizechef 
der Vereinten Sozialistischen Partei Ve-
nezuelas (PSUV), Diosdado Cabello. Die 
Kommunistische Partei (PCV) kritisierte, 
dass die Büros der Wahlbehörde CNE in 
dem für die Einschreibung vorgesehenen 
Zeitraum komplett überlastet gewesen sei-
en, so dass viele Bewerber keine Chance 
gehabt hätten, sich ordnungsgemäß anzu-
melden. Sie hat zusammen mit verbünde-
ten Linkskräften eine Wählervereinigung 
»Union für den Fortschritt« (UPA 2017) 

gegründet, während die der PSUV nahe-
stehenden Kandidaten als »Kongress des 
Heimatlandes« antreten. Daneben gibt es 
eine unabhängige Gruppierung unter dem 
Motto »Wähler für den Frieden«.

Insgesamt wurden letztlich 6.120 Kandi-
datinnen und Kandidaten zugelassen – von 
ursprünglich mehr als 50.000 Menschen, 
die ihre Bewerbung angemeldet hatten. 
Alle anderen hätten die formalen Anfor-
derungen für die Beteiligung nicht erfüllt, 
erklärte CNE-Präsidentin Tibisay Lucena 
am 15. Juni. Bei vielen der abgelehnten 
Bewerber hat insbesondere für Unmut 
gesorgt, dass die Gründe für diese Dis-
krepanz nicht transparent gemacht wur-
den. Bei Regierungsgegnern galt dieses 
Ergebnis zudem als Beleg dafür, dass nur 
»handverlesene« Kandidaten die neue Ver-
fassung ausarbeiten sollen.

Im Unterschied zu früheren Wahlen, 
bei denen sich der CNE durch eine inter-
national anerkannte professionelle Arbeit 
auszeichnete, ist die Vorbereitung zur Con-
stituyente auch in anderen Fragen durch 
Hektik und Improvisation geprägt. Es ist 
offensichtlich, dass man die Wahl schnell 
ansetzen und über die Bühne bringen woll-
te. Das ist vielleicht der Tatsache geschul-
det, dass im Dezember bereits der nächste 

Urnengang geplant ist, nämlich die seit 
dem vergangenen Jahr überfälligen Regio-
nalwahlen.

Für die Opposition sind die Probleme 
im Umfeld der Wahlen ein gefundenes 
Fressen. Sie will durch Boykottaktionen 
und Sabotage die Durchführung der Ab-
stimmung so stark behindern, dass die 
Constituyente durch eine extrem niedrige 
Wahlbeteiligung von Anfang an diskre-
ditiert ist. Diese Strategie kann durchaus 
Erfolg haben, auch wenn einer am 9. Ju-
li veröffentlichten Studie des Meinungs-
forschungsinstituts Hinterlaces zufolge 
54 Prozent der Befragten dafür seien, »die 
aktuelle Verfassung zu verbessern, damit 
die sozialen Errungenschaften nicht verlo-
rengehen«. Nur eine Minderheit glaubt zu-
dem daran, dass Maduro die Constituyente 
nur deshalb einberufen habe, um an der 
Macht zu bleiben – 42 Prozent stimmen 
dieser von der Opposition verbreiteten 
These zu, während 56 Prozent das nicht 
glauben.

Die internationale Medienmacht hat Ve-
nezuelas Opposition aber auf ihrer Seite, 
so dass davon auszugehen ist, dass nach 
der Wahl am 30. Juli erneut eine weltweite 
Propagandakampagne über das Land her-
einbrechen wird.

Zwei Stimmen für den Frieden
Am 30. Juli wird in Venezuela eine verfassunggebende Versammlung gewählt. Die Opposition 
boykottiert die Abstimmung. Von André Scheer
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Mit der Verfassung von 
1999 in der Hand kündig-
te Nicolás Maduro am 
1. Mai die Einberufung 
der Constituyente an
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Kuba

Individuell und in der Gruppe
www.tropicana-touristik.de  cubainfo.berlin@tropicana-touristik.de Spreeufer 6, 10178 Berlin, 030 – 85370 42

6-tägige Rundreise ab 495,-€
Havanna – Viñales – Guamá – Cienfuegos  

– Trinidad – Santa Clara – Varadero

Geführtes Programm mit deutschsprachiger 

Reiseleitung, 5 Übernachtungen mit Frühstück in 

Privatunterkünften, 4 x Mittagessen

Jetzt Buchen: 030 85370 42

¡Venga a Cuba! Kommen Sie nach Kuba! 
Die „Königin der Antillen“, zwischen Mythos und Wirklichkeit, 

zwischen Rhythmus und Revolution, zieht sich wie eine lange Sichel 

von Osten nach Westen. Darauf verteilen sich Städte mit kolonialem 

Charme, weiße Sandstrände, dichte Regenwälder und eindrucksvolle 

Berglandschaften. Lassen Sie sich von der liebenswerten Mentalität 

der kubanischen Bevölkerung begeistern. Ihre Gastfreundschaft und 

Lebensfreude sind so mitreißend und fesselnd, wie die Rhythmen der 

Musik und so erfrischend, wie der berühmte Mojito-Cocktail. 

ANZEIGE

André Scheer leitet das 
Ressort Außenpolitik der 
Tageszeitung junge Welt.
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Die 1999 verabschiedete Verfas-
sung Venezuelas zeichnet sich 
durch zahlreiche interessante 
Bestimmungen aus, die zum 

Beispiel soziale Rechte festlegen. Sie wur-
de über lange Jahre von der rechten Oppo-
sition bekämpft. Nun aber erklären sich die 
Regierungsgegner zu Verteidigern dieser 
Magna Charta, um die von Präsident Ni-
colás Maduro initiierte Ausarbeitung eines 
neuen Grundgesetzes zu verhindern. Da-
mit stellen sich konservative, sozialdemo-
kratische und ultrarechte Kräfte allerdings 
auch hinter solche Bestimmungen der ve-
nezolanischen Verfassung, wie wir sie hier 
auszugsweise zitieren. Eine vollständige 
deutschsprachige Übersetzung des Buches 
ist bei der Botschaft Venezuelas in Berlin 
erhältlich.

Artikel 13:
Das Staatsgebiet darf niemals, auch nicht 
vorübergehend oder teilweise, an ausländi-
sche Staaten oder andere Rechtsträger des 
Völkerrechts abgetreten, übertragen, ver-
pachtet oder in einer anderen Form veräu-
ßert werden.

Der geographische Bereich Venezuelas 
ist eine Zone des Friedens. In ihm dür-
fen keine ausländischen Militärstützpunkte 
oder Einrichtungen mit militärischen Ab-
sichten jeglicher Art durch ausländische 
Mächte oder Bündnisse errichtet werden.

Artikel 23:
Die von Venezuela unterzeichneten und 
ratifizierten Abkommen, Verträge und 
Konventionen zu den Menschenrechten ge-
nießen Verfassungsrang und haben in der 
nationalen Rechtsordnung Vorrang in dem 
Maße, wie sie weitergehende Normen be-
züglich des Genusses und der Ausübung 
der Menschenrechte enthalten, als in dieser 
Verfassung und in der Gesetzgebung fest-
gelegt sind. Sie sind von den Gerichten und 
anderen Organen der öffentlichen Gewalt 
unmittelbar anzuwenden.

Artikel 43:
Das Recht auf Leben ist unverletzlich. Die 
Einführung der Todesstrafe ist verboten, 
keine staatliche Gewalt kann sie anwenden.

Artikel 45:
Der öffentlichen Gewalt, ob zivil oder mi-
litärisch, ist selbst im Notstand, Ausnah-
mezustand oder bei Einschränkung der 
staatsbürgerlichen Rechte untersagt, das 
Verschwindenlassen von Personen zu be-
treiben, zu gestatten oder zu dulden. Staats-
bedienstete, die einen solchen Befehl oder 
eine solche Anweisung erhalten, sind ver-
pflichtet, dem nicht Folge zu leisten und 
bei den zuständigen Behörden Anzeige zu 
erstatten. Mittelbare und unmittelbare Tä-
ter, Tatbeteiligte und diejenigen, die ein sol-

ches Verbrechen begünstigen, werden nach 
dem Gesetz bestraft. Auch der Versuch ist 
strafbar.

Artikel 57:
Jeder hat das Recht, seine Gedanken, sei-
ne Vorstellungen und Meinungen münd-
lich oder schriftlich oder in jeder anderen 
Ausdrucksform zu äußern und sich dabei 
jedweden Mediums zur Weitergabe und 
Verbreitung zu bedienen, ohne dass Zen-
sur angewandt werden dürfte. Wer von die-
sem Recht Gebrauch macht, übernimmt die 
volle Verantwortung für alle Äußerungen. 
Anonymität ist nicht erlaubt; ebenso wenig 
Kriegspropaganda, diskriminierende Äuße-
rungen sowie solche, die religiöse Intole-
ranz fördern.

Artikel 72:
Für alle diejenigen, die durch allgemeine 
Wahlen in Ämter in Verwaltung und Recht-
sprechung berufen worden sind, kann das 
Mandat widerrufen werden.

Nach Ablauf der Hälfte der Amtszeit, 
für die der Amtsträger oder die Amtsträ-
gerin gewählt wurde, können mindestens 
zwanzig Prozent der in der entsprechenden 
Verwaltungseinheit eingetragenen Wahlbe-
rechtigten die Durchführung einer Volks-
abstimmung beantragen, um dessen oder 
deren Mandat zu widerrufen.

Wenn dieselbe oder eine größere Zahl 
von Wahlberechtigten, die den Amtsträger 
oder die Amtsträgerin gewählt hatten, für 
einen Widerruf stimmen, und unter der 
Voraussetzung, dass mindestens fünfund-
zwanzig Prozent der eingetragenen Wahlbe-
rechtigten an der Volksabstimmung teilge-
nommen haben, wird das Mandat als wider-
rufen betrachtet, und es wird unverzüglich 
entsprechend den Bestimmungen dieser 
Verfassung und des Gesetzes dafür Sorge 
getragen, das Amt wieder zu besetzen.

Artikel 81:
Jeder, der behindert ist oder entsprechende 
besondere Bedürfnisse hat, verfügt über das 
Recht auf volle und eigenständige Entfal-
tung seiner Fähigkeiten und auf die Inte-
gration in Familie und Gemeinschaft. Mit 
solidarischer Beteiligung der Familien und 
der Gesellschaft gewährleistet der Staat die 
Achtung der Menschenwürde sowie Chan-
cengleichheit und zufriedenstellende Ar-
beitsbedingungen und fördert im Einklang 
mit dem Gesetz Ausbildung, Weiterbildung 
und den Zugang zu einer seinen Möglich-
keiten angemessenen Arbeit. Taube und 
Stumme haben das Recht, sich mittels der 
venezolanischen Zeichensprache auszu-
drücken und sich durch sie zu verständigen.

Artikel 86:
Jeder hat Anspruch auf soziale Sicherheit 
als öffentliche, nicht gewinnorientierte 

Dienstleistung, die Gesundheitsversorgung 
und Schutz garantiert im Fall von Lebens-
lagen wie Mutterschaft, Vaterschaft, Krank-
heit einschließlich der lebensbedrohlichen 
Erkrankungen, Invalidität, Behinderung, 
besonderen Bedürfnissen, Arbeitsrisiken, 
Arbeitsverlust, Arbeitslosigkeit, Alter, Ver-
witwung, Verwaisung, Wohnungsverlust, 
familiär bedingten Belastungen und ande-
ren Angelegenheiten der sozialen Absiche-
rung. Der Staat hat die Pflicht, dafür zu 
sorgen, dass dieses Recht effektiv wahrge-
nommen werden kann, indem er ein univer-
selles, umfassendes, einheitliches, effizien-
tes und partizipatives System der sozialen 
Sicherheit mit solidarischer Finanzierung 
und direkten sowie indirekten Beitragszah-
lungen schafft. Dass jemand nicht in der 
Lage ist, Beiträge zu zahlen, ist kein Anlass, 
ihn von diesem Schutz auszuschließen.

Artikel 88:
Der Staat garantiert die Gleichheit und 
Gleichstellung von Mann und Frau in 
der Wahrnehmung des Rechts auf Arbeit. 
Der Staat erkennt die Hausarbeit als eine 
Wirtschaftstätigkeit an, die Mehrwert er-
zeugt und Werte sowie sozialen Wohlstand 
schafft. Hausfrauen haben entsprechend der 
gesetzlichen Regelungen das Recht auf so-
ziale Absicherung.

Artikel 90:
Die Arbeitszeit darf täglich acht Stunden 
und achtundvierzig Stunden in der Woche 
nicht überschreiten. Soweit gesetzlich zu-
lässig darf nächtliche Arbeitszeit sieben 
Stunden täglich und fünfunddreißig Stun-
den in der Woche nicht überschreiten. Kein 
Unternehmer oder Unternehmerin darf 
die Arbeiter oder Arbeiterinnen zwingen, 
Überstunden zu leisten. Eine fortschreiten-
de Verringerung der täglichen Arbeitszeit 
wird angestrebt, im Sinne des Gemeinwohls 
und in noch zu bestimmenden Bereichen. 
Angemessene Maßnahmen werden ergrif-
fen in Richtung auf eine bessere Nutzung 
der Freizeit zugunsten der körperlichen, 
geistigen und kulturellen Entwicklung der 
Arbeiter und Arbeiterinnen.

Die Arbeiter und Arbeiterinnen haben 
Anspruch auf wöchentliche Freizeit und auf 
Urlaub, mit einer Entlohnung, die derjeni-
gen für tatsächlich geleistete Arbeitstage 
entspricht.

Artikel 91:
Jeder Arbeiter oder Arbeiterin hat An-
spruch auf ausreichenden Lohn, der ein 
Leben in Würde ermöglicht und es erlaubt, 
die materiellen, sozialen und intellektuellen 
Grundbedürfnisse für sich und seine oder 
ihre Familie zu decken. Gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit wird garantiert, und es wird 
der Anteil festgelegt, der den Arbeitern und 
Arbeiterinnen am Gewinn des Unterneh-
mens zustehen soll. Der Lohn ist unpfänd-
bar und wird regelmäßig und zum ange-
messenen Zeitpunkt in offizieller Währung 
ausgezahlt. Ausgenommen hiervon sind 
Unterhaltsverpflichtungen; Näheres regelt 
das Gesetz.

Der Staat garantiert den Beschäftigten im 
öffentlichen wie im privaten Wirtschaftsbe-
reich einen gesetzlichen Mindestlohn, der 
jedes Jahr angepasst wird, wobei der Wert 
des Warenkorbes eine der Bezugsgrößen 
darstellt. Ausgestaltung und Verfahren wer-
den durch Gesetz geregelt.

Artikel 93:
Das Gesetz garantiert Arbeitsplatzstabilität 
und legt das Sachdienliche fest, um jede 
Art von nicht gerechtfertigter Entlassung zu 
begrenzen. Die dieser Verfassung zuwider-
laufenden Entlassungen sind nichtig.

Der Kündigungsschutz ist gesetzlich ga-
rantiert; das Gesetz trifft Vorkehrungen, um 
ungerechtfertigte Entlassungen jeder Art zu 
begrenzen. Kündigungen, die den Bestim-
mungen dieser Verfassung widersprechen, 
sind nichtig.

Artikel 102:
Bildung und Ausbildung sind ein Men-
schenrecht und eine grundlegende Pflicht 
der Gesellschaft; sie sind demokratisch, 
kostenlos und als Pflicht zu gestalten. Der 
Staat nimmt sich ihrer auf allen Stufen und 
in allen Ausdrucksformen an als einer un-
bedingten Aufgabe von größtem Interesse 
und als Instrument der wissenschaftlichen, 
humanistischen und technologischen Er-
kenntnis im Dienste der Gesellschaft. Die 
Bildung ist eine öffentliche Dienstleistung 
und beruht auf der Achtung vor allen Den-
krichtungen. Sie hat zum Ziel, das schöpfe-
rische Potential eines jeden Menschen zu 
entwickeln und die volle Entfaltung seiner 
Persönlichkeit in einer demokratischen Ge-
sellschaft zu gewährleisten …

»Verringerung der Arbeitszeit«
Venezuelas Opposition verteidigt die aktuelle Verfassung. Ob sie deren Artikel jemals gelesen hat?
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Drei Wochen lang:

D
er B

undesverband der D
eut-

sch
en In

dustri
e e. V

. (B
DI) 

rich
tete am Montag und 

Dienstag im Berlin
er Konzerthaus 

am Gendarmenmarkt se
inen jährlic

h 

wich
tigste

n wirts
chaftsp

oliti
sch

en 

Kongress 
aus, den »Tag der Deut-

sch
en Industri

e«. G
estern marsch

ier-

ten dort 
Bundeskanzlerin Angela 

Merkel (CDU), 
SPD-Chef Martin

 

Schulz (SPD), 
der Grünen-Vorsit

-

zende Cem Özdemir, 
Verkehrsm

ini-

ster A
lex

ander D
obrindt (C

SU) u
nd 

FDP-Chef C
hrist

ian Lindner auf. D
ie 

Linkspartei war nich
t zur A

blieferung 

einer »Keynote« eingeladen. BDI-

Präsid
ent Dieter Kempf begründete 

das am M
orgen im

 Deutsch
landfunk 

(DLF): 
»Die Nomenklatur lautet, 

jeder, der Regierungsverantwortung 

in Bund und Land trä
gt, w

ird einge-

laden.« Der Mann hat sein bish
eri-

ges L
eben vor allem in Bayern zuge-

bracht, muss 
also

 Thüringen, Bran-

denburg und Berlin
 – Bundesländer 

mit 
Linke-Regierungsbeteilig

ung 

– nich
t kennen. D

ie 1.5
00 geladenen 

Gäste blieben mit ih
rer L

ieblingsein-

heitsp
artei mit vier Etiketten unter 

sich
 wie einst in der Helmut-K

ohl-

Bundesrepublik der 80er und 90er 

Jahre. Die BDI-M
arketingabteilung 

hatte angekündigt, der Tag vereine 

»aktuelle Innenpolitik
 und internatio-

nale Persp
ektiven, unternehmerisc

he 

Praxis 
und ökonomisch

e Analysen, 

inspirie
rende Impulse und anreg

en-

des Netzw
erken«. Ein sogenannter 

Event also
. E

ntsp
rechend ging es im

 

klassiz
isti

sch
en Gebäude zu, das im

 

Zweiten Weltkrieg
 zerstö

rt worden 

war und zw
isch

en 1979 und 1984 von 

DDR-Arch
itekten durch

 den ostd
eut-

sch
en Staat re

konstru
iert w

urde: E
s 

herrsc
hte Harmonie, man dienerte 

sich
 gegenseitig

 an. M
ehr w

ar a
uch 

nich
t nötig: Die Befehlsausgabe an 

die geladenen Parteien hatte bereits 

im Januar stattgefunden: »Hand-

lungsempfehlungen der Deutsch
en 

Industri
e für die 19. W

ahlperiode des 

Deutsch
en Bundestages« heißt das 

Papier (i
m In

ternet: h
ttps://

kurzlink.

de/Handlungsempfehlung). 
Es ent-

hält 1
73 Punkte, der D

ienstag diente 

Kanzlerin und anderen Rednern vor 

allem dazu, sic
h dazu zu bekennen.

Mehr is
t nich

t nötig, denn die La-

ge ist
 erfre

ulich
, w

ie Kempf in
 dem 

DLF-Interview
 darleg

te. Die Modera-

torin sp
rach ihn dort a

uf »die Schere 

zwisch
en Arm und Reich

« an, die in 

Deutsch
land »noch nie so

 groß wie 

jetzt« sei. K
empf beruhigt sie

: »Es is
t 

rich
tig, dass d

ie Schere größer w
ird, 

aber sie wird nich
t deshalb größer, 

weil die Armen ärmer werden, um 

das s
ehr p

lakativ zu sa
gen, so

ndern 

weil die Reich
en reich

er werden.« 

Von so
lch

 paradiesisc
hen Zuständen 

und davon, w
ie Umverteilung dieser 

Art n
och sc

höner w
erden kann, b

e-

rich
teten dann auch die Parteien am 

Dienstag. Favorit 
ist 

eindeutig: A
m 

deutsch
en W

irts
chaftsw

esen so
ll d

ie 

EU genesen. Etwa durch
 die Einrich

-

tung eines E
uro-Finanzministe

rs u
nd 

eines eigenen Budgets, 
wofür sich

 

Angela Merkel ebenso wie Kempf 

einsetzte. M
it d

er M
erkel-Variation: 

»W
enn die Rahmenbedingungen 

stim
men.« Wich

tig sei, 
Risik

en, 

Entscheidungsm
öglichkeiten 

und 

Haftungen in
 einer H

and zu lasse
n. 

Sie könne sic
h »sehr g

ut eine W
irt-

sch
aftsr

egierung vorste
llen«. Vor-

ausse
tzung se

i aber, d
ass d

iese dann 

darüber nachdenke, was die besten 

Vorbilder aus a
nderen Ländern etwa 

für die Schaffung von Arbeitsp
lätzen 

seien. Lindner sah das fast 
genau-

so, nur »
sehr v

iel sk
eptisc

her«, w
ie 

Reuters
 formulierte. Schulz, Ö

zdemir 

und Dobrindt hatten dem nich
ts h

in-

zuzufügen.

Die Bundestagswahlen wurden auf 

dem »Tag der Industri
e« in diesem 

Jahr n
ich

t abgesagt. C
DU und CSU 

verzich
ten aber dem Vernehmen nach 

auf ein eigenes W
ahlprogramm.

Kapital hat 

gewählt

Warnung aus Moskau

WWW.JUNGEWELT.DE

Reiche Staaten lassen  

Nigerianer hungern

Maiduguri. D
ie Vereinten Nationen 

müsse
n wegen fehlender H

ilfs
gel-

der die Unterstü
tzung für 400.000 

vom Hunger betroffene Mensch
en 

im Nordosten Nigerias einstellen. 

»Die Mensch
en werden in sch

reck-

lich
er N

ot se
in«, warnte der st

ell-

vertre
tende UN-Hilfs

koordinator 

für N
igeria, Peter Lundberg. Im

 

April s
ei in

 der von der D
sch

ihadi-

stenmiliz
 Boko Haram terrorisi

er-

ten Region noch 2,3 Millio
nen 

Mensch
en geholfen worden, je

tzt 

reich
es es nur noch für 1,9

 Millio
-

nen. 50.000 Mensch
en seien akut 

vom Hungertod bedroht, fa
st e

ine 

halbe Millio
n Kinder w

erde dieses 

Jahr an akuter M
angelernährung 

leiden, einem lebensgefährlic
hen 

Zustand. Laut U
N-Nothilfe

büro 

OCHA wären für dieses Ja
hr 

1,1 
Millia

rden Dollar nötig, um den 

Mensch
en im

 Nordosten Nigerias 

zu helfen. Bis A
nfang Juni war 

aber erst 
weniger als e

in Dritte
l der 

benötigten Mitte
l zugesagt.  (dpa/jW)

Gefangenensammelstelle 

soll »Maßstäbe setzen«

Hamburg. Die für den G-20-Gipfel 

eingerich
tete Gefangenensam-

melste
lle in Hamburg-Harburg 

wird einen Tag vor dem Treffen 

der Staats- u
nd Regierungsch

efs 

offiz
iell e

röffnet. »W
ir s

ind in den 

letzten Vorbereitungen«, sa
gte 

Polizeisprecher 

Timo Zill a
m 

Dienstag bei 

der Vorste
llung 

des O
bjektes, 

das bundesweit 

»Maßstäbe set-

zen« solle. An 

dem Gipfel am 

7. u
nd 8. Ju

li in
 

der H
amburger 

Messe
 nehmen 

19 Staats- u
nd Regierungsch

efs 

sowie EU-Vertre
ter te

il. I
n der 

11.0
00 Quadratmeter großen Halle 

sollen bis z
u 400 in Gewahrsam 

genommene oder fe
stgenommene 

Mensch
en – vor allem mutmaßlich

 

»gewaltbereite« Gegendemon-

stra
nten – untergebracht werden. 

Aussta
ttung und örtlic

he Nähe 

zum Gerich
t gewährleiste

n nach 

den Worten Zills
 einen »effektiven 

Rechtssc
hutz«. D

ie Kosten für den 

Umbau waren bei Baubeginn mit 

drei M
illio

nen Euro beziffe
rt w

or-

den.  

(dpa/jW)

Der BDI-Präsident hat angeordnet: »Die Armen werden nicht ärmer«.  

Foto vom 11. Juni 2015, Hauptsitz der Deutschen Bank in Frankfurt am Main
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Auf Pump

US-Privathaushalte
 sind hoch ver-

schuldet. Subprim
e-Kredite

 erle
-

ben ein Revival. Ö
konom warnt

Ohne Mut

SPD-Steuerkonzept verspricht Entla-

stung fü
r G

erin
g- und Norm

alver-

diener, R
eichen tut’s nicht weh

Nach rechts offen

Österre
ich: S

ozialdemokraten defin
ie-

ren »Krite
rie

n« fü
r künftige Koali-

tionen. FPÖ im
 W

arte
stand

Unter Einfluss

Mexiko: O
rganisation Amerikanischer 

Staaten erneut m
it Resolution 

gegen Venezuela gescheite
rt

2

4
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Die deutsche Industrie
 tra

f sich in Berlin
 

mit ih
ren Lieblingsparte

ien. Es ging  

harm
onisch zu. Von Arnold Schölzel

Abschuss von syrischem Kampfflu
gzeug durch USA: R

ussland will »
alle Objekte« als Ziel betra

chten

N
ach dem Absch

uss e
ines sy

ri-

sch
en Kampfflu

gzeugs durch
 

die USA hat si
ch die ru

ssi-

sch
e Regierung alarmiert 

über die 

eskalierende Lage in Syrien gezeigt. 

Das Vorgehen der US-geführten in-

ternationalen Koalitio
n bereite »sehr 

große Sorgen«, sagte der Sprecher 

von Präsident W
ladimir P

utin, D
mitri 

Peskow, am Dienstag in Moskau.

Ein US-Flugzeug hatte am Sonntag 

eine syrisc
he Suchoi Su-22 abgesch

os-

sen. A
us W

ashington hieß es, d
ie sy-

risc
he M

asch
ine habe sic

h Einheiten 

der v
on den kurdisch

en YPG domi-

nierten 
»Syrisc

h-Demokratisc
hen 

Kräfte« (SDK) genähert. 
Der stell-

vertre
tende russis

che Außenministe
r 

Sergej R
jabkow sp

rach ansch
ließend 

von einem »Akt der A
ggressio

n« und 

warf d
en USA vor, T

errorist
en zu un-

terstü
tzen. D

as V
erteidigungsministe

-

rium in M
oskau kündigte an, in

 Zu-

kunft a
lle Objekte wie Flugzeuge und 

Drohnen im
 russis

chen Einsatzgebiet 

über S
yrien als Z

iele zu betrachten. 

Zudem kappte Moskau den Kom-

munikationskanal m
it d

en USA, der 

Zwisch
enfälle im

 syrisc
hen Luftra

um 

vermeiden helfen sollte
.

Als R
eaktion auf die Warnung Mos-

kaus h
at A

ustra
lien seine Beteilig

ung 

an den Luftangriff
en ausgesetzt. W

ie 

das V
erteidigungsministe

rium in Can-

berra am Dienstag mitte
ilte

, handelt 

es si
ch um eine vorübergehende Vor-

sich
tsm

aßnahme. D
ie Einsätze im

 be-

nachbarten Ira
k würden weitergeführt.

Die Bundeswehr si
eht sic

h dagegen 

hinsich
tlic

h ihrer Aufklärungsflü
ge 

über S
yrien nich

t beeinträchtigt. E
in 

Sprecher des Bundesverteidigungs-

ministe
riums s

agte am Dienstag der 

Deutsch
en Pres

seagentur, 
die Aus-

wirkungen auf den Flugbetrie
b seien 

»beherrsc
hbar«. Man erwarte, dass 

sich
 die Lage »aufgrund der E

ntspan-

nungsbemühungen der U
S-Streitkräf-

te« in den nächsten Tagen wieder nor-

malisi
ere.

Die sta
atlic

he syrisc
he Nachrich

ten-

agentur SANA berich
tete am Dienstag 

von einem »neuen M
assa

ker der von 

den USA geführten internationalen 

Koalitio
n«. Zwölf Z

ivilis
ten seien am 

Montag abend in Tel A
l-Schajer nahe 

der sy
risc

h-ira
kisch

en Grenze getötet 

worden, als 
US-Flugzeuge Angriff

e 

in der U
mgebung von Hasaka flo

gen. 

 

(dpa/Reuters/SANA/jW)

wird herausgegeben von  

2.051 Genossinnen und  

Genossen (Stand 6.6.2017)

n www.jungewelt.de/lpg
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Berlins Mann

Der neue französische Präsident 

Emmanuel Macron plant die Zer-

schlagung des Arbeitsrechts und des 

Tarifsystems. Dafür hat er alle Unter-

stützung aus Deutschland, aber es 

gibt auch gegensätzliche Interessen. 

Von Jörg Kronauer

RE
U

TE
RS

/H
AN

N
IB

AL
 H

AN
SC

H
KE

 

I
n Venezuelas Hauptstadt Caracas 

ist e
s am Mittwoch (Ortszeit) ru

nd 

um das Parlamentsgebäude zu 

schweren Auseinandersetzungen zwi-

schen Gegnern und Anhängern der Re-

gierung von Präsident Nicolás Maduro 

gekommen. Zuvor hatte im Palast der 

Legislative die traditionelle Veranstal-

tung zum Nationalfeiertag am 5. Juli 

stattgefunden, an der Vizepräsident 

Tareck El Aissami und mehrere Mini-

ster teilgenommen hatten.

Rund um das Gebäude im Zentrum 

der M
etropole hatten sich den ganzen 

Tag über Chavistas versammelt, Au-

genzeugenberichten zufolge herrschte 

Feststi
mmung. Als jedoch Abgeord-

nete der Oppositio
nsparteien das Ge-

bäude in Begleitung ihrer Leibwächter 

verließen, kam es offenbar zunächst zu 

Wortgefechten, die dann eskalierten. 

Vermummte und mit Schusswaffen 

ausgerüstete Angehörige eines priva-

ten, von den Politik
ern angeheuerten 

Sicherheitsdienstes bedrohten die ver-

sammelten Regierungsanhänger. »Als 

sie die Türen öffneten, sahen wir, w
ie 

uns die Maskierten mit ihren Lang-

waffen bedrohten und Sprengkörper 

auf uns warfen«, berichtete ein junger 

Mann, der die Ereignisse
 verfolgen 

konnte. Durch das Vorgehen des Si-

cherheitsdienstes der Nationalver-

sammlung sei der 19
jährige Cris th

ian 

José Palma Ramos, ein Mitglied des 

Jugendverbandes der regierenden 

sozialisti
schen Partei PSUV, schwer 

verletzt worden. Er befindet sic
h den 

Berichten zufolge inzwischen außer 

Lebensgefahr. Venezuelas Jugendmi-

nister Pedro Infante machte über Twit-

ter die Abgeordneten der Oppositio
n 

für den Angriff 
auf die Chavistas ver-

antwortlic
h und forderte ein Ende von 

Terrorism
us und Gewalt.

Offenbar als R
eaktion darauf dran-

gen milita
nte Unterstützer der Regie-

rung in das Parlamentsgebäude ein 

und riefen Parolen gegen die »Mörder 

und Terroriste
n«. Wie die Nachrichten-

agentur AFP berichtete, sollen sie mit 

Stöcken bewaffnet gewesen sein. Eini-

gen sei es gelungen, bis auf die Flure 

des Parlaments vorzudringen. Dort 

sollen sie auf Politik
er der Rechtspar-

teien eingeschlagen haben. Im
 Internet 

wurden Fotos von blutüberströ
mten 

Oppositio
nellen verbreitet. Wie der 

Fernsehsender Globovisión berichtete, 

konnten die Abgeordneten erst nach 

rund sieben Stunden das Gebäude ver-

lassen, nachdem Polizei und National-

garde für Ordnung gesorgt hatten.

Sprecher der Oppositio
n machten 

Angehörige der sogenannten Colec-

tivos für die Auseinandersetzungen 

verantwortlic
h. Gemeint sind damit 

Basisg
ruppen, die unabhängig von 

der Regierung agieren, meist v
or Ort 

in den Gemeinden und Stadtvierteln 

soziale Arbeit leisten und oft für ei-

ne Radikalisie
rung des bolivarischen 

Prozesses in
 Venezuela eintreten. Ei-

nige von ihnen sind allerdings auch 

bewaffnet und fühlen sich angesichts 

der vermeintlichen Nachgiebigkeit der 

Behörden gegenüber den milita
nten 

Rechten herausgefordert, s
elbst gegen 

die Oppositio
n vorzugehen.

Führende Vertreter der Regierung 

verurteilten die Ereignisse. Präsident 

Maduro forderte eine eingehende Unter-

suchung der Geschehnisse: »Ich akzep-

tiere keine Gewalt, v
on niemandem!« 

Auch Verteidigungsminister Vladimir 

Padrino López rief zum Frieden auf. 

Die Gewalt müsse »durch Dialog, Wah-

len und eine nationale Übereinkunft auf 

dem Weg der verfassunggebenden Ver-

sammlung gestoppt werden.

Diese von der Oppositio
n abgelehn-

te Constitu
yente wird am 30. Juli ge-

wählt. M
aduro ordnete den Beginn der 

üblichen Sicherheitsm
aßnahmen an, 

um den ordnungsgemäßen Ablauf der 

Abstim
mung zu garantieren.

Basis 

schlägt 

zurück

Tür zu für Erdogan

WWW.JUNGEWELT.DE

Donald Trump wettert 

 gegen Russland

Warschau. Kurz vor dem G-20-Gipfel 

hat US-Präsident Donald Trump 

den Ton gegenüber Russland deut-

lich versch
ärft. E

r warf M
oskau am 

Donnerstag bei seinem Besuch in 

Warsch
au ein »destabilisie

rendes« 

Verhalten vor. Trump äußerte sich
 

einen Tag vor seinem ersten persön-

lichen Gespräch mit dem russisc
hen 

Präsidenten Wladimir Putin. Bei 

einer Rede in Warsch
au rief der US-

Präsident die europäisch
en NATO-

Länder erneut zu höheren Verteidi-

gungsausgaben auf. Trump sagte bei 

einer gemeinsamen Pressekonferenz 

mit dem polnisch
en Präsidenten 

Andrzej Duda: »Unsere Zusammen-

arbeit mit Polen ist e
ine Antwort auf 

die russisc
hen Aktivitäten und sein 

(Russlands, jW
) destabilisie

rendes 

Verhalten.« Er verwies insbesondere 

auf das russisc
he Vorgehen in der 

Ukraine und die Unterstützung Mos-

kaus für den syrisch
en Präsidenten 

Baschar Al-Assad. 

(AFP/jW)

Siehe Seite 7

Hamburg: Handynetz und 

GPS gestört

Hamburg. Während des G-20-Gipfels 

in Hamburg soll ab Donnerstag 

der Empfang für mobile Telefone 

und GPS-Navigationsgeräte gestört 

werden. Dies berichtete Bild online 

am Donnerstag unter Berufung auf 

die Deutsch
e Flugsich

erung (DFS) 

und das US-Transportministerium, 

die Warnungen für die Hansestadt 

herausgegeben hatten. Bis jW
-

Redaktionssch
luss konnten nur 

sporadisch
e Funkstörungen im Ham-

burger Mobilfunknetz festgestellt 

werden. Doch Aktivisten und linke 

Politik
er hätten schon seit längerem 

mit Problemen zu kämpfen, sagte 

Martin Dolzer, Abgeordneter der 

Bürgersch
aft fü

r Die Linke, am Don-

nerstag dieser Zeitung. »In manchen 

Fällen gibt es seit Tagen bei Telefo-

naten Störgeräusche, manche Geräte 

funktionieren gar nicht mehr.« Ein 

derartiger Eingriff i
n die informatio-

nelle Selbstbestim
mung sei »nicht 

hinnehmbar«, so Dolzer.  
(jW)

 Siehe Seiten 3, 6 und 8

Keine Angst vor der Reaktion: Ein linker Demonstrant attackiert einen Abgeordneten der rechten Opposition (Caracas, 5.7.2017)

A
P

 P
H

O
TO

S
/F

ER
N

A
N

D
O

 L
LA

N
O

Konflikt

Arbeiter eines Autozulieferers blockie-

ren Gießerei von PSA Peugeot. 

Gewerkschaften sind entzweit

Knappheit

In der BRD fehlt eine Millio
n Wohnun-

gen. Bauministerin Hendricks for-

dert Grundgesetzänderung

Konfrontation

In der Auseinandersetzung mit Katar 

drohen Saudi-Arabien und Ver-

bündete mit neuen Sanktionen

Kontrollen

Morgenstund in G-20-Zone: Polizisten 

rüsten sich, Demonstranten krie-

chen aus Zelten. Reportage 
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Nationalfeiertag in Venezuela:  

Anhänger und Gegner der  

Regierung liefern sich 

Auseinandersetzungen am 

Parlamentsgebäude in Caracas. 

Von Santiago Baez

EU für Aussetzung der Beitrittsgespräche mit der Türkei. M
enschenrechtler fe

stgenommen

D
as EU-Parlament dringt auf 

eine formale Aussetzung der 

Beitrit
tsgespräche mit der 

Türkei. Die Abgeordneten stim
mten 

am Donnerstag in Strasbourg par-

teiübergreifend und mit deutlicher 

Mehrheit für eine entsprechende 

Aufforderung an die EU-Kommis-

sion. Die Brüsseler Behörde, die die 

Verhandlungen mit A
nkara führt, i

st 

daran rechtlich allerdings nicht ge-

bunden.

Grund für den Stopp der Gesprä-

che ist 
die von der türkischen Regie-

rung geplante Verfassungsnovelle. Sie 

könnte nach Einschätzung von Men-

schenrechtlern und Oppositio
nellen 

die Gewaltenteilung und die Unab-

hängigkeit der Justiz einschränken.

Nach dem Putschversuch vom Juli 

2016 war in der Türkei der Ausnahme-

zustand ausgerufen worden. Seitdem 

wurden Zehntausende Menschen in-

haftiert und rund 115.000 Staatsbe-

dienstete entlassen oder su
spendiert. 

Die türkische Regierung macht den in 

den USA lebenden isla
mischen Predi-

ger Fethullah Gülen für den Umsturz-

versuch verantwortlic
h. Vermeintliche 

Anhänger Gülens, Linke und politis
ch 

aktive Kurden werden seither noch 

gnadenloser als zuvor verfolgt.

Wie Amnesty International am ge-

strig
en Donnerstag mitteilte, waren 

am Vortag mehrere Menschenrechts-

aktivisten während eines W
orkshops 

auf der In
sel Büyükada bei Ist

anbul 

verhaftet worden. Bei den Festge-

nommenen handelt es sich um die 

Direktorin der türkischen Sektion 

von Amnesty, Idil Eser, sieben An-

wälte sowie einen Deutschen und 

einen schwedischen Staatsbürger. 

Zudem sei der Direktor des Hotels, 

in dem der W
orkshop sta

ttfand, vor-

übergehend festgesetzt worden.

Die Kurdische Gemeinde in 

Deutsch
land hat unterdessen die Bun-

desregierung dazu aufgefordert, g
egen 

das Ausspionieren von Kurden durch 

türkische Agenten vorzugehen. »Wir 

fühlen uns im Stich gelassen«, sagte 

der ste
llvertretende Bundesvorsitz

ende 

der Gemeinde, Mehmet Tanriverdi, der 

Heilbronner Stimme vom Donnerstag. 

»Der türkische Geheimdienst MIT 

hat schätzungsweise 6.000 Spione in 

Deutsch
land, und die kurdisch

e Com-

munity steht mitten in dessen Visier.« 

 

(AFP/dpa/jW)
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Friedenskunst

Engagiert gegen den Krieg: Vor 

150 Jahren wurde die Malerin und 

Bildhauerin Käthe Kollwitz geboren. 

Ihr Werk steht für einen kämpferi-

schen Humanismus, der bis in  

unsere Gegenwart nachwirkt.  

Von Peter Michel

K
ÄT

H
E 

KO
LL

W
IT

Z/
A

KG
-I

M
A

G
ES

JIM
 B

O
U

R
G

/R
EU

T
ER

S

Live-Blog zum G-20-Gipfel unter: www.jungewelt.de/g20

WWW.JUNGEWELT.DE

Entschlossen gegen Polizeigewalt:  

Aktivisten formieren nach der 

aufgelösten »Welcome to Hell«-

Demonstration am Donnerstag abend 

in Hamburg einen weiteren Protestzug

C
H

R
IS

T
IA

N
 M

A
N

G

GEGRÜNDET 1947 · SA./SO., 8./9. JULI 2017 · NR. 156 · 2,00 EURO (DE), 2,20 EURO (AT), 2,60 CHF (CH) · PVST A11002 · ENTGELT BEZAHLT

wird herausgegeben von  

2.061 Genossinnen und  

Genossen (Stand 7.7.2017)

n www.jungewelt.de/lpg

  ACHT SEITEN EXTRA

Herrschaftsfrei

Wochenendgespräch mit Hermann 

Amborn. Über einen Irrtum von Jürgen 

Habermas, Fehler sozialistischer Moderni-

sierung in Südäthiopien und die Rückkehr 

anarchistischer Traditionen. Außerdem: 

Die Intensität des Augenblicks in einer ver-

gangen Welt – Fotos aus der DDR

»Herrschaftsfreie Gesellschaften 

werden nicht mehr geleugnet«

Ein Gespräch mit Hermann Amborn  Über einen Irrtum von Jürgen Habermas,  

Fehler sozialistischer Modernisierung in Südäthiopien und die Rückkehr  

anarchistischer Traditionen

Frauen und Mädchen 

der Burji schöpfen nahe 

Marsabit in Kenia Wasser 

(16. September 2014)

I
n Ihrem im vergangenen 

Jahr erschienenen Buch »Das 

Recht als Hort der Anarchie« 

behaupten Sie: »Anarchie ist 

nicht ein Projekt oder eine Utopie, 

sondern wird praktiziert.« Das ist 

eine steile These.

Aber sie stimmt. Als Ethnologe habe 

ich herrschaftsfreie Gesellschaften am 

Horn von Afrika kennengelernt, im Zuge 

längerer Feldforschungen im südlichen 

Äthiopien und im nördlichen Kenia. Auch 

durch Erlebnisse mit meinen Kontakt-

personen bin ich auf die Spur des Anar-

chismus gebracht worden. In Äthiopien 

gibt es eine große Anzahl von egalitären 

Ethnien. Man kann diesbezüglich eine 

Grenze zwischen dem Norden und dem 

erst um die Wende des 19. zum 20. Jahr-

hundert vom Kaiserreich eroberten Sü-

den ziehen. Im Süden gibt es die große 

Gruppe der Oromo. Von nahezu 100 Mil-

lionen Einwohnern Äthiopiens gehören 

zwischen 40 und 45 Millionen den Oro-

mo und den ihnen verwandten Gruppen 

an, zu denen ich die von mir untersuchte 

Burji-Konso-Gruppe zähle. Das ist ein 

mehr als 300.000 Menschen umfassen-

des Konglomerat von 15 Ethnien in Süd-

westäthiopien.

Welche Form der Wirtschaft betrei-

ben diese Gruppen?

Die größte Oromo-Untergruppe in Süd-

äthiopien sind die Borana. Sie betreiben 

Viehwirtschaft mit einem Einschlag von 

Hirtennomadismus. Sie bewohnen ein 

Gebiet, das bis runter an den Äquator 

reicht, nach Kenia und nach Somalia hin-

ein. Sie gehören sicher zu den am stärk-

sten herrschaftsfrei organisierten Grup-

pen. Die Burji-Konso hingegen sind eine 

Bevölkerung von sesshaften Bergbauern.

Man kann sagen, dass diejenigen Be-

völkerungsteile, die der kuschitischen 

Sprachfamilie angehören, weitgehend 

egalitär organisiert sind. Diese Gesell-

schaften haben eine akephale oder, wie 

ich lieber sage, eine polykephale Grund-

struktur.

Die Ausdrücke »akephal« und »poly-

kephal« müssen Sie erklären.

»Akephal« ist ein Begriff, der sich in 

der Ethnologie für herrschaftslose Ge-

sellschaften weitgehend durchgesetzt 
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Hermann Amborn 

geboren 1933 in Braubach, ist eme-

ritierter Professor für Ethnologie. Er 

machte eine Ausbildung als techni-

scher Zeichner und wurde zunächst 

Ingenieur. Nach einer längeren Reise 

kam er zur Ethnologie und lehrte als 

Professor in München. Forschungsauf-

enthalte führten ihn bis in die jüngste 

Zeit immer wieder nach Südäthiopien

GORAN TOMASEVIC/REUTERS

Live-Blog zum G-20-Gipfel unter: www.jungewelt.de/g20

Jetzt erst recht!

Säbelrasseln

Korea-Konflikt: Donald Trump droht 

Pjöngjang. Spekulationen über 

neue Raketen der DVRK

Freihandel

Westliche Staaten wollen ihr neo-

liberales Modell unbeschränkter 

Eigentumsrechte exportieren

Rebellion

Hamburg: Tausende widersetzen sich 

Demonstrationsverboten und 

protestieren gegen Repression
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 Gegen die herrschende Weltordnung: Demonstrationen, Blockaden und spontane Aktionen
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nicht durch interessengesteuerte, 

zynische und verlogene Medien in 

Venezuela wie bei uns, die sowieso

nur ihre „Realität“, nämlich die Sicht

ihrer Kapitalgeber, absondern.   

  Sicher ist, dass die menschliche 

Solidarität dauerhaft ist, „denn in 

guten wie in schlechten Zeiten sind 

wir Freunde“, wie es die Cubanerin

Diamellys Rodriguez Arcia nach 2 

Jahren Einsatz vor Ort bekräftigte.

Cuba&VenezuelaCuba&VenezuelaCuba&Venezuela
Unzerstörbare Solidarität
  Während der aufgeputschte

bürgerliche Pöbel in Venezuela

nach Drehbüchern, die in den

USA geschrieben wurden,

auf den Straßen von Caracas

versucht, mit allen Mitteln Chaos

zu erzeugen, erarbeiten sich ca. 

30000 cubanische Medizinkräfte 

im Lande die Dankbarkeit und Zu-

neigung der von ihnen betreuten 

Menschen in unterversorgten Ge-

bieten und Armenvierteln. 

  Venezuela liefert Öl nach Cuba. 

Sein natürlicher Reichtum und das

menschliche Potential Cubas er-

gänzen sich zum Nutzen beider 

Länder. Dieser Austausch bedarf

keiner Rechtfertigung, schon gar 

 Präsident Maduro

 mit cubanischen Internationalistinnen

Nachrichten über Cuba: 

      netzwerk-cuba.de                                                     
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